
  1341 

C 1306 A

Amtsblatt 
für Schleswig-Holstein

Ausgabe Nr. 39

Kiel, 21. September 2020

Ministerium für Inneres, 
ländliche Räume, Integration und Gleichstellung 

des Landes Schleswig-Holstein

Verwaltungsvorschriften

 2.9.2020  Weitergeltung von Verwaltungsvorschriften im Geschäftsbereich des Ministeriums
  für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung  . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1342

 4.9.2020  Organisatorische Maßnahmen zur Vereinfachung und Beschleunigung der bauaufsichtlichen
  Verfahren (Organisations- und Verfahrenserlass) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1344
  Gl.Nr. 2130.117

 7.9.2020  Weitergeltung von Richtlinien über den 31. Dezember 2020 hinaus . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1363

 8.9.2020  Verwaltungsvorschrift über die Zusammenarbeit zwischen den Ordnungsbehörden und
  der Polizei bei der Gefahrenabwehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1363
  Gl.Nr. 2011.12

Bekanntmachungen 
- Landesbehörden -

25.6.2020  Feststellung der UVP-Pflicht nach § 5 des Gesetzes über die
  Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1367

25.8.2020  Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 7, 8 und 8a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
  (BImSchG) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1368

 9.9.2020  Feststellung der UVP-Pflicht nach § 5 Abs. 1 des Gesetzes über die 
  Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1368

 9.9.2020  Feststellung der UVP-Pflicht nach § 5 des Gesetzes über die
  Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1369

- Sonstige -

 3.9.2020  Bericht über die Prüfung der Haushaltsrechnung und der Vermögensübersicht
  der Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1369

Stellenausschreibungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1370



1344 Amtsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 21. September 2020 Nr. 39

Organisatorische Maßnahmen zur 
Vereinfachung und Beschleunigung der 

bauaufsichtlichen Verfahren 
(Organisations- und Verfahrenserlass)

Gl.Nr. 2130.117

Erlass des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume, 
Integration und Gleichstellung
vom 4. September 2020 – IV 541 – 515 – 429/2016 – 8147/2019 – UV –

1 Landesbauordnung

Nach dem Außerkrafttreten des Organisations- und 
Verfahrenserlasses vom 13. Oktober 2010 – IV 651 
– 515.320 (Amtsbl. Schl.-H. S. 928) – am 2. No-
vember 2015 wird auf Grundlage der Landesbau-
ordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) 
vom 22. Januar 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 6), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 1. Oktober 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 398) und nach Abstimmung 
mit dem Ministerium für Justiz, Europa und Ver-
braucherschutz, dem Ministerium für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur, dem Ministerium für Energie-
wende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digita-
lisierung, dem Finanzministerium, dem Ministerium 
für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und 
Tourismus und dem Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit, Jugend, Familie und Senioren des Landes 
Schleswig-Holstein ein neuer Organisations- und 
Verfahrenserlass herausgegeben.

2 Organisation und Bauberatung 

2.1 Organisation

Die Vereinfachung und Beschleunigung der bau-
aufsichtlichen Verfahren setzen einen zweckmäßi-
gen organisatorischen Aufbau, eine ausreichende 
und qualifizierte personelle Besetzung sowie eine 
gute technische Ausstattung der unteren Bauauf-
sichtsbehörden voraus. Ferner ist eine regelmäßige 
Fortbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
geboten. 

2.2 Bauberatung

Der fachlichen Beratung der Bauherrinnen und Bau-
herren kommt großes Gewicht zu. Deshalb sollten 
regelmäßige Sprechstunden eingerichtet werden. 
Die Beratung soll insbesondere Missverständnisse 
ausräumen, Verfahrensfragen klären, auf das im 
Einzelfall zu beachtende Baunebenrecht sowie auf 
die planungsrechtlichen Vorgaben hinweisen. 

Die Bauherrin oder der Bauherr ist darauf hinzuwei-
sen, dass sie oder er bei verfahrensfreien Vorhaben 
(§ 63 LBO) und im Genehmigungsfreistellungs-
verfahren (§ 68 LBO), soweit andere Behörden 
zuständig sind, die nach anderen öffentlich-recht-
lichen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen, 
Zustimmungen, Bewilligungen und Erlaubnisse vor 
Baubeginn selbst einzuholen hat (§ 68 Absatz 11 
LBO). 

3 Verfahrensregelungen 

3.1 Die bauaufsichtlichen Verfahren

Das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nach 
§ 69 LBO ist das Regelverfahren der Landesbau-
ordnung. Es umfasst alle baulichen Anlagen im 
gesamten Gebiet der Gemeinde mit Ausnahme der 
Sonderbauten nach § 51 LBO. Im vereinfachten 
Baugenehmigungsverfahren werden die bauord-
nungsrechtlichen Anforderungen nicht mehr ge-
prüft. 

Im Genehmigungsfreistellungsverfahren nach § 68 
LBO erhält die Gemeinde eine besondere Rechtsstel-
lung. Neben der Möglichkeit, nach § 68 Absatz 2 
Nummer 4 erste Alternative LBO, eine vorläufige 
Untersagung nach § 15 Absatz 1 Satz 2 Baugesetz-
buch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27 März 2020 
(BGBl. I S. 587), zu beantragen, kann die Gemeinde 
nach § 68 Absatz 2 Nummer 4 zweite Alternative 
LBO erklären, dass ein vereinfachtes Baugenehmi-
gungsverfahren durchgeführt werden soll. Diese 
Erklärung führt zur Genehmigungsbedürftigkeit des 
Bauvorhabens. § 68 Absatz 2 Nummer 4 letzter 
Halbsatz LBO stellt klar, dass die Erklärung auch 
dann möglich ist, wenn das Bauvorhaben innerhalb 
eines angemessenen Sicherheitsabstandes eines 
Betriebsbereiches nach § 3 Absatz 5c Bundes-Im-
missionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 103 der 
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328), 
liegen soll. Im Rahmen des vereinfachten Bauge-
nehmigungsverfahrens sind von der Bauaufsichts-
behörde nicht nur das Bauplanungsrecht, sondern 
auch das aufgedrängte Fachrecht zu prüfen; die 
betroffenen Behörden sind zu beteiligen.

Erklärt die Gemeinde, dass ein vereinfachtes Bau-
genehmigungsverfahren durchgeführt werden soll, 
hat sie nach § 68 Absatz 9 Satz 3 LBO unter Be-
nachrichtigung der Bauherrin oder des Bauherrn die 
Bauvorlagen an die Bauaufsichtsbehörde weiterzu-
leiten, wenn die Bauherrin oder der Bauherr nicht 
innerhalb von drei Wochen nach Zugang der Be-
nachrichtigung widerspricht. § 68 Absatz 13 Satz 2 
und 3 LBO gilt entsprechend; dieses bedeutet, dass 
mit Zugang der Benachrichtigung der Baubeginn 
als untersagt gilt. Der Ablauf der Frist von drei 
Wochen nach Zugang der Benachrichtigung gilt 
als Eingang der Bauvorlagen im vereinfachten Bau-
genehmigungsverfahren nach § 69 Absatz 6 LBO. 

Das Baugenehmigungsverfahren nach § 67 LBO 
erfasst bei Fertigung der Bauvorlagen durch Ent-
wurfsverfasserinnen oder Entwurfsverfasser nach 
§ 65 Absatz 3 LBO nur Sonderbauten.

Liegen die Voraussetzungen für das Verfahren der 
Genehmigungsfreistellung nach § 68 LBO nicht 
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vor, weil z. B. das Vorhaben kein Vorhaben nach 
§ 68 Absatz 1 LBO ist oder kein rechtsgültiger 
Bebauungsplan besteht, soll die Bauaufsichtsbe-
hörde unter Benachrichtigung der Gemeinde und 
der Bauherrin oder des Bauherrn das Vorhaben in 
das erforderliche bauaufsichtliche Verfahren über-
nehmen, wenn die Bauherrin oder der Bauherr nicht 
innerhalb von drei Wochen nach Zugang der Be-
nachrichtigung widerspricht (§ 68 Absatz 13 LBO). 
Dazu bedarf es keines Antrags. Fehlt es an den Vo-
raussetzungen für das Baugenehmigungsverfahren 
nach § 67 LBO, soll die Bauaufsichtsbehörde das 
Vorhaben in das vereinfachte Baugenehmigungs-
verfahren nach § 69 LBO übernehmen (§ 67 Ab-
satz 8 LBO). Fehlt es an den Voraussetzungen für 
das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren (§ 69 
LBO), soll das Vorhaben in das Baugenehmigungs-
verfahren nach § 67 LBO übernommen werden 
(§ 69 Absatz 11 LBO). Die Benachrichtigung über 
die Verfahrensumstellung ist eine behördliche Ver-
fahrenshandlung, die nicht gesondert angefochten 
werden kann (§ 44 a Verwaltungsgerichtsordnung 
– VwGO -). 

3.2 Beteiligung der Gemeinde

Bei den Genehmigungsverfahren nach den §§ 67 
und 69 LBO ist in den Fällen des § 36 Absatz 1 
Satz 1 und 2 BauGB das gemeindliche Einverneh-
men erforderlich. Die Beteiligung oder Anhörung 
der Gemeinde entfällt, wenn die Gemeinde dem be-
antragten Vorhaben bereits vor formeller Einleitung 
des Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat 
(§ 67 Absatz 1 Satz 1 LBO) und dies in geeigneter 
Weise dokumentiert ist. 

Die Zweimonatsfrist des § 36 Absatz 2 Satz 2 
BauGB beginnt mit Eingang des Antrags bei der 
Gemeinde. Die nach Landesrecht zuständige Kom-
munalaufsichtsbehörde kann ein rechtswidrig ver-
sagtes Einvernehmen ersetzen (§ 1 Absatz 2 der 
Landesverordnung zur Übertragung von Zuständig-
keiten auf nachgeordnete Behörden vom 9. April 
1984 (GVOBl. Schl.-H. S. 83), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 27. Mai 2013 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 257)). Für Vorhaben im Geltungsbereich 
eines einfachen Bebauungsplanes (§ 30 Absatz 3 
BauGB) ist das gemeindliche Einvernehmen einzu-
holen, weil der Bebauungsplan die Bebauung nicht 
abschließend regelt und sich ihre Zulässigkeit im 
Übrigen nach § 34 oder § 35 BauGB richtet. Das 
Einvernehmen ist stets erforderlich für Vorhaben im 
Bereich von Satzungen nach § 34 Absatz 4 und § 35 
Absatz 6 BauGB. Ausnahmen oder Befreiungen 
nach § 31 BauGB oder Abweichungen von örtlichen 
Bauvorschriften nach § 84 LBO setzen ebenfalls 
das gemeindliche Einvernehmen voraus (§ 36 Ab-
satz 1 BauGB, § 71 Absatz 3 LBO). 

Die unteren Bauaufsichtsbehörden sollen die Ge-
meinden über die Bebauungspläne unterrichten, 

die aufgrund eines offensichtlichen Rechtsmangels 
nicht angewendet werden. Auf die Genehmigungs-
bedürftigkeit in Sanierungsgebieten (§ 144 Absatz 1 
Nummer 1 BauGB) und Gebieten mit einer Erhal-
tungssatzung (§ 172 BauGB) wird hingewiesen.

3.3 Beteiligung und Unterrichtung anderer Behörden

3.3.1 Allgemeines

Mit dem Bauantrag gelten alle nach anderen öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften für die Errichtung, 
Änderung, Nutzung oder Beseitigung von Anlagen 
oder Werbeanlagen erforderlichen Anträge auf Ge-
nehmigung, Zustimmung, Bewilligung und Erlaub-
nis als gestellt, soweit durch Rechtsvorschriften 
nichts Anderes bestimmt ist (§ 64 Absatz 2 Satz 3 
LBO). 

Die nach landesrechtlichen Vorschriften erforder-
liche Zustimmung und das Einvernehmen einer 
anderen Behörde gelten als erteilt, wenn sie nicht 
innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang 
des Ersuchens der Bauaufsichtsbehörde unter An-
gabe der Gründe verweigert werden (§ 67 Absatz 1 
Satz 2 LBO); von der Frist abweichende Regelun-
gen durch Rechtsvorschrift bleiben unberührt. 

Dies gilt nicht für zusätzlich erforderliche Verwal-
tungsakte anderer Behörden. 

Stellungnahmen einer anderen Körperschaft, Be-
hörde oder sonstigen öffentlichen Stelle bleiben 
im bauaufsichtlichen Verfahren unberücksich-
tigt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach 
Aufforderung zur Stellungnahme bei der Bauauf-
sichtsbehörde eingehen, es sei denn, die verspä-
tete Stellungnahme ist für die Rechtmäßigkeit der 
Entscheidung über den Bauantrag von Bedeutung 
(§ 67 Absatz 1 Satz 3 LBO). Die Beteiligung oder 
Anhörung entfällt, wenn die jeweilige Stelle dem 
beantragten Vorhaben bereits vor formeller Einlei-
tung des Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt 
hat und dies in geeigneter Weise dokumentiert ist 
(§ 67 Absatz 1 Satz 1 LBO). 

Vor Übersendung der Bauvorlagen an zu beteili-
gende Körperschaften, Behörden oder sonstige öf-
fentliche Stellen sind diese insbesondere auch auf 
Vollständigkeit im Sinne des § 9 (Bau- und Betriebs-
beschreibung) der Bauvorlagenverordnung (Bau-
VorlVO) vom 3. April 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 87) 
zu prüfen. Die planungsrechtliche Beurteilung der 
Bauaufsichtsbehörde ist beizufügen. 

Halten andere Behörden die Übernahme von Neben-
bestimmungen in die Baugenehmigung für erforder-
lich, soll die Bauaufsichtsbehörde ihnen mitteilen, 
wenn hiervon inhaltlich abgewichen wird. In jedem 
Fall ist mitzuteilen, ob die Baugenehmigung erteilt 
worden ist. 

Werden Auflagen beteiligter Behörden als Nebenbe-
stimmungen Teil des Verwaltungsakts, ist für deren 
Durchsetzung die untere Bauaufsichtsbehörde als 
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Genehmigungsbehörde, ggf. mit Amtshilfe durch 
die Fachbehörde, zuständig.

3.3.2 Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Un-
fallkasse Nord

Im bauaufsichtlichen Verfahren ist bei wirtschaft-
lichen Unternehmungen auf die Prüfung von Vor-
schriften, die der Sicherheit und dem Gesund-
heitsschutz der Beschäftigten beim Einrichten und 
Ändern von Arbeitsstätten dienen, zu verzichten. 

Die Vorschriften, die im Zusammenhang mit ar-
beitsschutzrechtlichen Regelungen stehen, hat die 
Bauherrin oder der Bauherr in eigener Verantwor-
tung einzuhalten (§ 2 der Landesverordnung zur 
Vereinfachung des bauaufsichtlichen Verfahrens 
vom 5. Februar 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 118)). 

Die Bauherrin oder der Bauherr ist in der Baugeneh-
migung auf diesen Umstand und die Zuständigkeit 
der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der Un-
fallkasse Nord hinzuweisen. 

Arbeitsschutzrechtliche Vorschriften, die dem Vor-
haben entgegenstehen, sind allein von der Staat-
lichen Arbeitsschutzbehörde auf deren Einhaltung 
zu prüfen und gegebenenfalls durchzusetzen. 

Für Vorhaben, die dem Sprengstoffgesetz (SprengG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Sep-
tember 2002 (BGBl. I S. 3518), zuletzt geändert 
durch Artikel 4a des Gesetzes vom 17. Februar 
2020 (BGBl. I S. 166), unterliegen, ist die Staat-
liche Arbeitsschutzbehörde zuständig. 

Die Lagergenehmigung nach § 17 SprengG schließt 
die Baugenehmigung oder die bauaufsichtliche Zu-
stimmung nach § 77 LBO ein; die Bauaufsichtsbe-
hörde hat gegenüber der Staatlichen Arbeitsschutz-
behörde eine Stellungnahme in bauordnungsrecht-
licher Hinsicht abzugeben. Für die Einholung des 
gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 Absatz 1 
BauGB und die Beurteilung der planungsrechtlichen 
Zulässigkeit kann sich die Staatliche Arbeitsschutz-
behörde der Amtshilfe durch die unteren Bauauf-
sichtsbehörden bedienen. 

Nach § 62 Absatz 2 LBO schließt die Erlaubnis 
nach den aufgrund des § 34 des Produktsicher-
heitsgesetzes (ProdSG) vom 8. November 2011 
(BGBl. I S. 2178, 2179, ber. 2012 I S. 131), zu-
letzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
28. April 2020 (BGBl. I S. 960), erlassenen Vor-
schriften eine Baugenehmigung sowie eine bau-
aufsichtliche Zustimmung nach § 77 LBO ein. Die 
Bauaufsichtsbehörde hat insoweit für Vorhaben im 
Rahmen des § 18 Betriebssicherheitsverordnung 
(BetrSichV) vom 3. Februar 2015 (BGBl. I S. 49), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 30. April 2019 (BGBl. I S. 554), gegenüber 
der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde eine Stel-
lungnahme in bauordnungsrechtlicher Hinsicht ab-
zugeben. Unter diese Regelung fallen insbesondere 

Dampfkessel-, Druckbehälteranlagen, Benzintank-
stellen, Gastankstellen, Lageranlagen für leicht- 
und hochentzündliche Flüssigkeiten von mehr als 
10.000 Liter. Einer Baugenehmigung bedarf es in 
diesen Fällen nicht. Dieseltankstellen sind bauge-
nehmigungsbedürftig bei mehr als 1 m³ Behälter-
inhalt (§ 63 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe e LBO). 
Die Vorschriften des Immissionsschutzrechts und 
des Wasserrechts bleiben unberührt. 

Für überwachungsbedürftige Anlagen und Einrich-
tungen im Sinne des § 2 Absatz 13 BetrSichV, die 
weder gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwe-
cken dienen und in deren Gefahrenbereich keine 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt 
werden, gilt die Regelung entsprechend (Landes-
verordnung über die Anwendung von Vorschriften 
nach § 34 des Produktsicherheitsgesetzes im bau-
aufsichtlichen Bereich vom 4. Juni 2019 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 171)). 

Die Erlaubnis nach dem Apothekengesetz (ApoG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 
1980 (BGBl. I S. 1993), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 18 des Gesetzes vom 9. August 2019 (BGBl. I 
S. 1202), ist eine personengebundene Erlaubnis. Die 
Apotheke darf erst eröffnet werden, nachdem die 
für die Erlaubnis zuständige Behörde, das Landes-
amt für soziale Dienste, Adolf-Westphal-Straße 4, 
24143 Kiel, bescheinigt hat, dass die Apotheke den 
gesetzlichen Anforderungen entspricht (§ 6 ApoG). 
Eine vorab erteilte Baugenehmigung (z. B. zur Frist-
wahrung nach § 69 Absatz 6 LBO) ist mit einem 
entsprechenden Hinweis zu versehen. Die apo-
thekenrechtliche Betriebserlaubnis kann erst nach 
Fertigstellung des Vorhabens ausgestellt werden. 

Die Baustellenverordnung (BaustellV) vom 10. Juni 
1998 (BGBl. I S. 1283), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 27 des Gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I 
S. 1966), dient der Unfallverhütung und dem Ge-
sundheitsschutz der Beschäftigten auf Baustellen; 
die Forderungen dieser Verordnung richten sich an 
die Hauptverantwortlichen für das Bauvorhaben, 
somit an die Bauherren. Die zuständige Arbeits-
schutzbehörde berät und überwacht die Bauherren 
bezüglich ihrer Verpflichtungen aus der BaustellV. 
Grundlegende Informationen hierzu stellt sie als 
Merkblatt zur Verfügung. Dieses soll möglichst 
frühzeitig, d.h. bei erster Kontaktaufnahme mit den 
Bauherren (z. B. bei Bauberatungen) zur Verfügung 
gestellt bzw. ausgehändigt werden, spätestens je-
doch mit der Baugenehmigung oder der Zustellung 
des Gebührenbescheides im Genehmigungsfrei-
stellungsverfahren (§ 68 LBO). Das Merkblatt wird 
von der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der 
Unfallkasse Nord auf deren Internetseite eingestellt 
sowie in der notwendigen Stückzahl (Jahresbedarf 
nach Angabe der unteren Bauaufsichtsbehörde) zur 
Verfügung gestellt. Alternativ können die unteren 
Bauaufsichtsbehörden die Inhalte des Merkblatts 
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für eigene Informationen verwenden und den Bau-
herrn zur Verfügung stellen. In diesen Fällen soll der 
Wortlaut mit der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde 
bei der Unfallkasse Nord abgestimmt werden.

Die Unfallverhütungsvorschriften sind Arbeits-
schutzbestimmungen, die von Unfallversicherungs-
trägern als autonomes Satzungsrecht erlassen wer-
den. Eine Beteiligung der Berufsgenossenschaften 
und Unfallkassen im bauaufsichtlichen Verfahren 
durch die unteren Bauaufsichtsbehörden ist nicht 
erforderlich. In der Baugenehmigung sind Hinweise 
auf die jeweiligen Zuständigkeiten 

– der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Fors-
ten und GartenbauWeisensteinstraße 70-72, 
34131 Kassel

– Geschäftsstelle Kiel, Schulstraße 29, 24143 
Kiel, für landwirtschaftliche Vorhaben,

– der Hanseatischen Feuerwehr-Unfallkasse Nord, 
Hopfenstraße 2 d, 24114 Kiel, für Vorhaben der 
Feuerwehr, 

– der Unfallkasse Nord, Seekoppelweg 5 a, 24113 
Kiel, für kommunale Bauvorhaben 

aufzunehmen. 

Ungeachtet der nicht im Baugenehmigungsver-
fahren zu prüfenden Unfallverhütungsvorschriften 
sollte im Sinne der Bauherren, ein Hinweis auf die 
frühzeitige Einbindung der Unfallversicherungsträ-
ger ihrerseits, bereits bei Antragstellung bzw. bei 
Vorlage der Bauunterlagen durch die Bauaufsichts-
behörde erfolgen. Bei frühzeitiger Einbindung der 
Unfallkasse Nord als Unfallversicherungsträger in 
sensiblen Bereichen wie Kindertagesstätten, Schu-
len und Hochschulen (Versicherung kraft Gesetz, § 2 
Absatz 1 Nummer 8 a) bis c) des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB VII) Artikel 1 des Gesetzes 
vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1254), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 20. Mai 
2020 (BGBl. I S. 1055)) würde bereits von Beginn 
an die Beachtung der einschlägigen unfallversiche-
rungsrechtlichen Vorschriften gewährleisten und 
sollte daher wahrgenommen werden.

Die für den Arbeitsschutz zuständigen Behörden 
können zur Erfüllung ihrer Aufgaben bei den unte-
ren Bauaufsichtsbehörden unter Beachtung des Da-
tenschutzrechts Einsicht in die Bauakten nehmen. 

Merkblätter und Vordrucke werden vom Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und 
Senioren zur Verfügung gestellt.

3.3.3 Aufsichtsbehörden nach dem Selbstbestim-
mungsstärkungsgesetz

Bei Anträgen auf Genehmigung oder Änderung 
von stationären Einrichtungen nach § 7 Selbstbe-
stimmungsstärkungsgesetz (SbStG) vom 17. Juli 
2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 402), geändert durch 
Artikel 25 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 

(GVOBl. Schl.-H. S. 789) haben die Bauaufsichts-
behörden die Aufsichtsbehörden nach dem Selbst-
bestimmungsstärkungsgesetz zu beteiligen.

Aufsichtsbehörde sind die Landrätinnen und Land-
räte der Kreise und die Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister der kreisfreien Städte (§ 30 SbStG). 
Über die Zulassung von Ausnahmen und Befreiun-
gen bei stationären Einrichtungen nach § 7 SbStG 
entscheidet die Aufsichtsbehörde nach § 7 SbStG-
Durchführungsverordnung (SbStG-DVO) vom 23. 
November 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 380), geän-
dert durch Verordnung vom 29. November 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 946) in Verbindung mit § 30 
SbStG).

3.3.4 Aufsichtsbehörden nach dem Achten Buch 
Sozialgesetzbuch in Verbindung mit dem Jugend-
förderungsgesetz/Kindertagesstättengesetz

Bei Anträgen auf Genehmigung oder Änderung 
einer sonderbaulichen Nutzung (§ 51 LBO) zum 
Zwecke des Betriebs einer Einrichtung nach § 45 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Septem-
ber 2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch 
Artikel 16a Absatz 6 des Gesetzes vom 28. April 
2020 (BGBl. I S. 960), haben die Bauaufsichts-
behörden die nach dem SGB VIII in Verbindung 
mit dem Jugendförderungsgesetz-SH (JuFöG) vom 
5. Februar 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 158, ber. S. 226), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 759, ge-
ändert durch Artikel 25 Nummer 1 des Gesetzes 
vom 8. Mai 2020, GVOBl. Schl.-H. S. 220) bzw. 
dem Kindertagesstättengesetz-SH (KitaG) vom 12. 
Dezember 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 651), zuletzt 
geändert durch Artikel 26 des Gesetzes vom 8. 
Mai 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 220) zuständigen 
Aufsichtsbehörden zu beteiligen.

Aufsichtsbehörde für Einrichtungen der Jugendhilfe 
(Heime, sonstige betreute Wohnformen, Tagesgrup-
pen) ist das für die Jugendhilfe zuständige Minis-
terium des Landes Schleswig-Holstein, welches als 
Landesjugendamt die Aufgaben des überörtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe wahrnimmt (§ 50 
Absatz 1 JuFöG).

Aufsichtsbehörden für Kindertageseinrichtungen 
sind

– das für die Jugendhilfe zuständige Ministerium 
des Landes Schleswig-Holstein, welches als 
Landesjugendamt die Aufgaben des überörtli-
chen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe wahr-
nimmt (§ 50 Absatz 1 JuFöG in Verbindung 
mit § 41 Absatz 1 JuFöG) für Kindertagesein-
richtungen in den kreisfreien Städten und

– die Landrätinnen und Landräte für Kinderta-
geseinrichtungen im kreisangehörigen Bereich 
(§ 41 Absatz 1 JuFöG).
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Die Aufsichtsbehörde nimmt im Rahmen der Be-
teiligung Stellung zu baulichen und räumlichen An-
forderungen, die über § 45 SGB VIII in Verbindung 
mit landesrechtlichen Regelungen an den Betrieb 
von Einrichtungen zu stellen sind. Gemäß § 45 
Absatz 5 SGB VIII kann die Aufsichtsbehörde auch 
Bauaufsichten außerhalb von Genehmigungsver-
fahren beteiligen.

Zur Beteiligung der Einrichtungsaufsichten bei 
baulichen Anlagen für Naturkindertagesstätten 
siehe Erlass vom 29. November 2018 – IV 544 
– 39663/2018.

3.3.5 Immissionsschutzbehörden

Hinweis: Die Immissionsschutzbehörden werden 
von der unteren Bauaufsichtsbehörde um Übermitt-
lung von dort vorliegenden Daten und Informatio-
nen ersucht, die zur Beurteilung des Bauvorhabens 
benötigt werden (z. B. Daten zu Störfallbereichen). 

3.3.5.1 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein 

Das jeweils örtlich zuständige Regionaldezernat 
Technischer Umweltschutz des Landesamtes für 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
(LLUR) ist im bauaufsichtlichen Verfahren als Im-
missionsschutzbehörde zu beteiligen, wenn die 
Pflichten der Betreiber von immissionsschutzrecht-
lich nicht genehmigungsbedürftigen – vornehm-
lich gewerblichen – Anlagen nach § 22 BImSchG 
berührt sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn die Baumaßnahme oder der zu genehmigende 
Betrieb der immissionsschutzrechtlich nicht ge-
nehmigungsbedürftigen Anlage Immissionen oder 
Veränderungen bestehender Immissionen auslöst.

3.3.5.2 Örtliche Ordnungsbehörde als Immissions-
schutzbehörde

In den Fällen, in denen das LLUR nicht zuständig 
ist, ist in der Regel die örtlich zuständige Ordnungs-
behörde zu beteiligen (§ 3 Absatz 1 Nummer 1 
bis 4 der Landesverordnung über die zuständigen 
Behörden nach immissionsschutzrechtlichen so-
wie sonstigen technischen und medienübergrei-
fenden Vorschriften des Umweltschutzes (ImSchV-
ZustVO) vom 20. Oktober 2008 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 540, 544), zuletzt geändert durch Artikel 2 der 
Landesverordnung vom 16. Januar 2020 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 33)).

3.3.6 Naturschutzbehörden 

Bei der Zulassung von Vorhaben nach den §§ 30, 33 
und 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 BauGB bedarf 
es im Regelfall nicht des Benehmens mit der für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörde (§ 18 Absatz 3 Satz 3 des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 4. März 2020 (BGBl. I S. 440)). 
Sofern sich die naturschutzrechtlich relevante 

Sach- und Rechtslage seit dem Beschluss des Be-
bauungsplans (siehe dazu § 214 Absatz 3 BauGB) 
geändert hat, kann im Einzelfall auch in überplanten 
Gebieten die Erteilung des Einvernehmens durch 
bzw. die Herstellung des Benehmens mit den für 
Naturschutz- und Landschaftspflege zuständigen 
Behörden erforderlich sein. Beispielsweise kann 
ein Bebauungsplan durch den Aufwuchs oder die 
Einwanderung geschützter Arten funktionslos wer-
den. Die Gemeinde soll in diesem Fall durch die 
Genehmigungsbehörde auf das Planerfordernis hin-
gewiesen werden.

Bei Vorhaben im Außenbereich nach § 35 BauGB 
sowie bei Entscheidungen über die Errichtung von 
baulichen Anlagen nach § 34 BauGB ist die für 
Naturschutz- und Landschaftspflege zuständige 
Behörde zu beteiligen. Dies ist gemäß § 4 Absatz 1 
der Landesverordnung über die Zuständigkeit der 
Naturschutzbehörden (Naturschutzzuständigkeits-
verordnung – NatSchZVO) vom 4. Oktober 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 658) die untere Naturschutzbe-
hörde. Die Baugenehmigungsbehörde entscheidet 
im Benehmen mit der unteren Naturschutzbehörde 
(§ 18 Absatz 3 BNatSchG), über Vorhaben nach § 
35 Absatz 1 und 4 BauGB sowie nach § 34 BauGB. 

Bei Vorhaben nach § 35 Absatz 2 BauGB ent-
scheidet die untere Bauaufsichtsbehörde über den 
Ausgleich, den Ersatz oder die Ersatzzahlung im 
Einvernehmen, im Übrigen im Benehmen mit der 
zuständigen Naturschutzbehörde (§ 18 Absatz 2 
Satz 2 und § 17 Absatz 1 BNatSchG in Verbindung 
mit § 11 Absatz 1 des Landesnaturschutzgesetzes 
(LNatSchG) vom 24. Februar 2010 (GVOBl. Schl.-
H. S. 301, ber. S. 486 -), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 13. November 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 425)).

Nach § 34 Absatz 8 BNatSchG gelten § 34 Absatz 1 
bis 7 BNatSchG (mit Ausnahme von Bebauungs-
plänen, die Planfeststellungsbeschlüsse ersetzen) 
nicht für Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB in 
Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 BauGB 
und während der Planaufstellung nach § 33 BauGB. 
In diesen Fällen müssen die Bauaufsichtsbehörden 
keine FFH-Verträglichkeitsprüfungen bei entspre-
chenden Baugenehmigungen durchführen. Das gilt 
aber nicht für Vorhaben im nicht überplanten Innen-
bereich (§ 34 BauGB) und im Außenbereich (§ 35 
BauGB). Hier ist § 34 Absatz 1 bis 7 BNatSchG 
auch von der Bauaufsichtsbehörde anzuwenden 
(vgl. zur Zuständigkeit § 25 LNatSchG).

Über die Zulassung von Ausnahmen bei baulichen 
Anlagen und bei der Aufstellung, Änderung oder Er-
gänzung von Bebauungsplänen oder einer Satzung 
nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 BauGB im 
Schutzstreifen an Gewässern erster Ordnung sowie 
Seen und Teichen mit einer Größe von einem Hektar 
und mehr entscheidet die untere Naturschutzbe-
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hörde (§ 35 Absatz 4 LNatSchG in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 1 NatSchZVO). 

Über abweichende Regelungen vom Mindestab-
stand nach § 3 der Landesverordnung zum Brand-
schutz der Wälder, Moore und Heiden vom 31. 
Januar 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 92, ber. S. 121), 
geändert durch Verordnung vom 24. Januar 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 22), entscheidet bei Mooren 
und Heiden, die nicht in Wäldern liegen, die untere 
Naturschutzbehörde (§ 4 Nummer 2 der Landes-
verordnung zum Brandschutz der Wälder, Moore 
und Heiden, siehe auch Nummer 3.3.13).

3.3.7 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Tele-
kommunikation, Post und Eisenbahnen

Sendefunkanlagen bedürfen hinsichtlich der Emis-
sionen von elektromagnetischen Feldern der Über-
prüfung durch die Bundesnetzagentur für Elektrizi-
tät, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen (BNetzA). Diese Behörde stellt eine Standort-
bescheinigung aus, die von der Bauherrin oder dem 
Bauherrn zu beantragen ist. 

Antennenanlagen bis zu 10 m Antennenhöhe sind 
nach § 63 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a LBO 
verfahrensfrei; dabei ist es unerheblich, ob es sich 
um Sende- oder Empfangsantennen oder um An-
lagen, die der Telekommunikation dienen, handelt. 
Maßgeblich ist die tatsächliche Antennenhöhe. Bei 
der Errichtung von Antennenmasten auf (bestehen-
den) baulichen Anlagen kommt es nicht auf die 
Gesamthöhe der baulichen Anlagen an. Die Höhe 
der Antennen einschließlich der Masten rechnet 
von deren Fußpunkt bis zur Antennenspitze, auch 
wenn sie auf Gebäuden angebracht werden sollen. 
Anlagenteile im Dachraum unterhalb der Dachhaut 
sind zur Gesamthöhe mitzurechnen. Eine Beteili-
gung der Belegenheitsgemeinde sieht das Baurecht 
bei verfahrensfreien Antennenanlagen nicht vor. 
Über ihre Zulässigkeit wird weder in einem bau-
aufsichtlichen Verfahren noch in einem anderen 
Verfahren über die planungsrechtliche Zulässigkeit 
entschieden (§ 36 Absatz 1 Satz 1 und 2 BauGB). 

Die Errichtung und der Betrieb von Hoch- und Nie-
derfrequenz-Sendefunkanlagen, die gewerblichen 
Zwecken dienen oder im Rahmen wirtschaftlicher 
Unternehmungen Verwendung finden, sind bau-
genehmigungsbedürftig, wenn die Abmessungen 
nach § 63 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a LBO 
überschritten werden und nicht einer Genehmigung 
nach § 4 BImSchG bedürfen. 

Für Anlagen, die gewerblichen Zwecken dienen 
oder die im Rahmen wirtschaftlicher Unterneh-
mungen betrieben werden und nicht einer Ge-
nehmigung nach § 4 BImSchG bedürfen, gilt die 
Verordnung über elektromagnetische Felder – 26. 
BImSchV – in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. August 2013 (BGBl. I S. 3266). Für im-
missionsschutzrechtliche Belange aus dem Betrieb 

von Sendefunkanlagen ist das Landesamt für Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume bei Bedarf 
zu beteiligen.

Die Netzbetreiber haben sich verpflichtet, die 
Städte, Gemeinden und Kreise über ihre Pläne 
zum Netzausbau zu unterrichten und die geplan-
ten Standorte für Antennenanlagen zu benennen.

3.3.8 Wasserbehörden

Bei Vorhaben, die Belange der Wasserwirtschaft 
berühren (einschließlich der Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen nach der AwSV), 
hat die untere Bauaufsichtsbehörde die unteren 
Wasserbehörden zu beteiligen.

Nach § 76 Landeswassergesetz (LWG) vom 13. 
November 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425) kann 
die Bauaufsichtsbehörde in den (Binnenhochwas-
ser) Risikogebieten an oberirdischen Gewässern 
Baugenehmigungen nur im Einvernehmen mit der 
unteren Wasserbehörde erteilen.

Untere Wasserbehörden sind die Landrätinnen oder 
Landräte und die Bürgermeisterinnen oder die Bür-
germeister der kreisfreien Städte (§ 101 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 3 LWG). Die Zuständigkeit ergibt 
sich aus § 3 der Landesverordnung über die Zu-
ständigkeit der Wasser- und Küstenschutzbehörden 
(WaKüVO) vom 4. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 638).

3.3.9 Bodenschutzbehörden

Die untere Bauaufsichtsbehörde beteiligt die zu-
ständige untere Bodenschutzbehörde. 

Bodenschutzbehörde sind die Landrätinnen und 
Landräte der Kreise und die Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister der kreisfreien Städte (§§ 12 
und 13 Landesbodenschutz- und Altlastengesetz 
(LBodSchG) vom 14. März 2002 (GVOBl. Schl.-H. S. 
60), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), 
in Verbindung mit § 3 der Landesverordnung über die 
Zuständigkeit der Bodenschutzbehörden (BodSch-
ZustVO) vom 11. Juli 2007 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 341)). 

Eine Beteiligung kann unterbleiben, wenn eine Bo-
denbelastung nach Art und Umfang des Vorhabens 
offensichtlich ausgeschlossen werden kann. 

Liegen der Bodenschutzbehörde Anhaltspunkte für 
das Vorliegen einer Altlast oder einer schädlichen 
Bodenveränderung vor, unterrichtet sie die untere 
Bauaufsichtsbehörde über die erforderlichen Maß-
nahmen. Der Bauherrin oder dem Bauherrn obliegen 
die Pflichten nach § 4 des Bundes-Bodenschutz-
gesetzes (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I 
S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 Absatz 3 
der Verordnung vom 27. September 2017 (BGBl. I 
S. 3465), in Verbindung mit der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 
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12. Juli 1999 (BGBl. I S. 1554), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung vom 
27. September 2017 (BGBl. I S. 3465).

Der Bauherrin oder dem Bauherrn obliegt es nach-
zuweisen, dass durch die Beschaffenheit des Bau-
grundstückes keine Gefahren oder unzumutbare 
Belästigungen entstehen (§ 54 Absatz 1 in Ver-
bindung mit § 4 Absatz 1 und § 14 LBO). Diese 
Obliegenheit ersetzt nicht die Beteiligung der unte-
ren Bodenschutzbehörde.

Bei selbständigen Aufschüttungen, die größer als 
1.000 m² sind und deren zu verbringende Menge 
mehr als 30 m³ beträgt, ist die untere Bodenschutz-
behörde zu beteiligen.

Im Rahmen des Verfahrens der Verbindlichkeitser-
klärung eines Sanierungsplans nach § 13 Absatz 6 
BBodSchG beteiligt die untere Bodenschutzbehörde 
die Bauaufsichtsbehörde. Nach § 13 Absatz 6 Satz 2 
BBodSchG hat die Verbindlichkeitserklärung eine 
Konzentrationswirkung soweit das Vorhaben nicht 
UVP-pflichtig ist. Es besteht für die beteiligten Be-
hörden das Einvernehmenserfordernis. Durch die 
Konzentrationswirkung tritt an Stelle von mehreren 
behördlichen Entscheidungen die Verbindlichkeits-
erklärung der Bodenschutzbehörde.

3.3.10 Luftfahrtbehörden

Bei Vorhaben im Nahbereich von Flugplätzen bzw. 
bei Vorhaben, deren Gesamthöhe 20 m über Grund 
überschreitet, ist in den entsprechenden Geneh-
migungsverfahren gemäß §§ 12 ff. Luftverkehrs-
gesetz (LuftVG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 10. Mai 2007 (BGBl. I S. 698), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. 
April 2020 (BGBl. I S. 840), die Zustimmung bzw. 
die Erteilung von Auflagen zum Schutze des Luft-
verkehrs (z. B. Kennzeichnung, Veröffentlichung) 
durch die zivile Luftfahrtbehörde im Landesbetrieb 
Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, erfor-
derlich (vgl. im Einzelnen Nummer 4.1 der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung 
von Luftfahrthindernissen des Bundesministeriums 
für Verkehr und digitale Infrastruktur vom 24. April 
2020 (BAnz.AT 30. April 2020 B4). Dies gilt auch 
für Kräne, die für die Umsetzung von Vorhaben 
errichtet werden. 

Die ggf. nach § 31 Absatz 3 LuftVG vorgeschrie-
bene gutachtliche Stellungnahme der Flugsiche-
rungsorganisation wird durch die zivile Luftfahrtbe-
hörde eingeholt. Gemäß § 12 Absatz 2 bzw. § 14 
Absatz 1 LuftVG besteht in diesen Fällen eine von 
§ 67 Absatz 1 Satz 2 LBO abweichende Frist von 
zwei Monaten (siehe auch Nummer 3.3.1). 

Eine abschließende Entscheidung der zivilen Luft-
fahrtbehörde nach §§ 12 ff. LuftVG setzt voraus, 
dass in den Bauvorlagen Angaben über den Stand-

ort (geografische Koordinaten nach WGS 84) sowie 
Gesamthöhe über Grund und NN enthalten sind.

Die Planfeststellung oder Plangenehmigung nach 
Luftverkehrsrecht schließt Baugenehmigungen 
nicht ein (§ 9 Absatz 1 LuftVG).

Entscheidungen nach § 18a LuftVG leitet das Bun-
desaufsichtsamt für Flugsicherung den zuständigen 
Bauaufsichtsbehörden unmittelbar zu.

Die Belange des militärischen Flugbetriebes sind 
über die Beteiligung der Wehrbereichsverwaltung 
als militärische Luftfahrtbehörde zu prüfen (siehe 
auch Nummer 4.3).

3.3.11 Ministerium für Inneres, ländliche Räume, 
Integration und Gleichstellung des Landes Schles-
wig-Holstein – Landeskriminalamt -

Kampfmittel sind vor Baubeginn zu räumen. Ver-
antwortlich für die Einhaltung der Anforderungen 
aus der Kampfmittelverordnung ist die Eigentüme-
rin oder der Eigentümer oder andere Nutzungsbe-
rechtigte eines Grundstücks. Es handelt sich um 
eine öffentlich-rechtliche Anforderung, die nicht 
zum Prüfumfang der unteren Bauaufsichtsbehörde 
gehört.

Bei Gemeinden, deren Gebiete mit Kampfmitteln 
belastet sind oder sein könnten (Anlage zu § 2 
Absatz 3 der Kampfmittelverordnung vom 7. Mai 
2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 539), zuletzt geändert 
durch Artikel 18 der Verordnung vom 16. Januar 
2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30)), ist vor der Er-
richtung von baulichen Anlagen und vor Beginn 
von Tiefbauarbeiten auf Grundstücken eine kos-
tenpflichtige Auskunft über mögliche Kampfmit-
telbelastungen (bußgeldbewehrte Auskunftsein-
holungspflicht) durch die Eigentümerin oder den 
Eigentümer oder andere Nutzungsberechtigte eines 
Grundstücks beim Ministerium für Inneres, länd-
liche Räume, Integration und Gleichstellung des 
Landes Schleswig-Holstein – Landeskriminalamt – 
einzuholen (§ 2 Absatz 3 Kampfmittelverordnung). 

In den vom Anwendungsbereich der Verordnung 
betroffenen Gemeinden haben die Verantwortlichen 
insofern das 

Landeskriminalamt Schleswig-Holstein Kampfmit-
telräumdienst
Lärchenweg 17 in 24242 Felde
E-Mail: kampfmittelraeumdienst@mzb.landsh.de 

rechtzeitig zu beteiligen.

Bauherrschaft und Entwurfsverfasser/innen sollten 
im Wege der Bauberatung bzw. bei Bauantragstel-
lung auf die Kampfmittelverordnung und die daraus 
resultierenden Pflichten der Grundstückseigentü-
mer/innen oder andere Nutzungsberechtigte hin-
gewiesen werden (siehe Erlass vom 1. November 
2019).
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3.3.12 Eisenbahnaufsichtsbehörden

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) – Außenstelle 
Hamburg/Schwerin -, Schanzenstraße 80, 20357 
Hamburg, führt für Bahnanlagen der Eisenbahnen 
des Bundes und das Amt für Planfeststellung Ver-
kehr, Mercatorstraße 9, 24106 Kiel, für die nicht 
bundeseigenen Eisenbahnen Planfeststellungsver-
fahren durch. Die Planfeststellung schließt, soweit 
sie bauliche Einzelheiten regelt, die Baugenehmi-
gung ein. Auf § 1 Absatz 2 Nummer 1 LBO (An-
wendungsbereich) wird hingewiesen.

Die Planfeststellung erstreckt sich auf alle für den 
Betrieb der Schienenwege notwendigen Anlagen 
(Betriebsanlagen, siehe § 18 des Allgemeinen Ei-
senbahngesetzes (AEG) vom 27. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2378, 2396, ber. 1994 S. 2439), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
16. März 2020 (BGBl. I S. 501)). Zu den Betriebs-
anlagen gehören alle Grundstücke, Bauwerke und 
sonstigen ortsfesten Einrichtungen der Eisenbahn, 
die unter Berücksichtigung der örtlichen Verhält-
nisse zur Abwicklung oder Sicherung des Reise- 
und Güterzugverkehrs auf der Schiene erforder-
lich sind, einschließlich Anlagen, die das Be- und 
Entladen sowie den Zu- und Abgang ermöglichen 
oder fördern. Zu den Betriebsanlagen zählen ins-
besondere 

– Gleisanlagen, Erdbauwerke, Kunstbauten, 

– Stellwerks-, Blockstellen-, Schrankenposten-
gebäude, 

– Anlagen zur Bahnübergangssicherung, 

– Signal- und Fernmeldeanlagen, 

– Empfangsgebäude, Reisezentren, Güterabferti-
gungen, 

– Anlagen der Servicebetriebe, soweit sie im un-
mittelbaren Zusammenhang mit anderen Be-
triebsanlagen der Eisenbahn stehen (z. B. Ser-
viceeinrichtungen in Bahnhöfen, wie Verkaufs-
stätten zur Deckung des Bedarfs der Reisenden, 
z. B. Zeitungs- und Buchläden oder Gaststätten, 
die vorwiegend für Reisende bestimmt sind), 

– Bahnhofsvorplätze, Zufahrtswege, Ladestraßen, 

– Lagerplätze, soweit sie für den Schienenverkehr 
erforderlich sind, 

– Anlagen für den elektrischen Zugbetrieb, Bahn-
stromfernleitungen (110 kV), Umformerwerke. 

Keine Betriebsanlagen sind diejenigen Grundstücke, 
Bauwerke und sonstigen ortsfesten Einrichtungen 
der Eisenbahn, die zur Abwicklung des Reise- und 
Güterverkehrs auf der Schiene nicht erforderlich 
sind. Keine Betriebsanlagen sind Geschäfte mit An-
geboten, die ein größeres Sortiment haben, als zur 
Deckung des Reisebedarfs erforderlich ist (Super-/
Fachmarkt, Unterhaltungselektronik). 

Bei baulichen Anlagen in der Nähe von Bahnan-
lagen sind die fachlich zuständige Eisenbahnauf-
sichtsbehörde – das Eisenbahn-Bundesamt für die 
bundeseigenen Eisenbahnen und der Landesbe-
trieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, 
für die nicht bundeseigenen Eisenbahnen – sowie 
die Unternehmen der Deutschen Bahn AG bzw. 
die betroffenen nicht bundeseigenen Eisenbahn-
infrastrukturunternehmen (z. B. AKN oder neg) zu 
beteiligen, die für den Bereich der Schienenwege 
und der Streckensicherung (für den Bereich der 
Deutschen Bahn AG: DB Netz AG in Hannover) und 
den Bereich der Bahnhöfe, Stationen und Halte-
punkte (für den Bereich der Deutschen Bahn AG: 
DB Station & Service AG) verantwortlich sind. 

3.3.13 Forstbehörden

Über abweichende Regelungen vom Mindestab-
stand nach § 3 der Landesverordnung zum Brand-
schutz der Wälder, Moore und Heiden entscheidet 
bei Wäldern, einschließlich Mooren, Heiden und 
sonstigen ungenutzten Ländereien von unterge-
ordneter Bedeutung gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 5 des Landeswaldgesetzes (LWaldG) vom 
5. Dezember 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 461), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
13. Dezember 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 773), die 
untere Forstbehörde (§ 4 Nummer 1 der vg. Ver-
ordnung).

§ 24 Absatz 1 LWaldG bestimmt den Regelabstand 
baulicher Anlagen zum Wald (Waldabstand). Die 
zuständige Bauaufsichtsbehörde kann gem. § 24 
Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 34 LWaldG 
Unterschreitungen des Abstandes im Einverneh-
men mit der unteren Forstbehörde zulassen. Dabei 
handelt es sich um eine Ermessensentscheidung 
der unteren Bauaufsichtsbehörde; Voraussetzungen 
sind, dass eine Gefährdung nach § 24 Absatz 1 
Satz 1 LWaldG nicht zu besorgen ist und dass 
das Einvernehmen der Forstbehörde vorliegt; siehe 
Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für In-
neres, ländliche Räume und Integration und des Mi-
nisteriums für Energiewende, Landwirtschaft, Um-
welt, Natur und Digitalisierung zum Waldabstand 
vom 30. August 2018 — V 545 — 20155/2018 
(Amtsbl. Schl.-H. S. 806, ber. S. 859), zuletzt ge-
ändert durch Verwaltungsvorschrift vom 16. April 
2019 (Amtsbl. Schl.-H. S. 475).

Sofern sich die forstrechtlich relevante Sach- und 
Rechtslage seit dem Beschluss des Bebauungs-
plans (siehe dazu § 214 Absatz 3 BauGB) geändert 
hat, ist auch in überplanten Gebieten die Erteilung 
des Einvernehmens mit den Forstbehörden erfor-
derlich. 

3.3.14 Straßenbaubehörden

Bei baulichen Anlagen an Bundesfernstraßen ist § 9 
des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 



1352 Amtsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 21. September 2020 Nr. 39

(BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 3. März 2020 (BGBl. I S. 433), 
zu beachten. Danach kommen Hochbauten und 
bauliche Anlagen innerhalb der Anbauverbotszone 
nur in Betracht, wenn die zuständige Landesstra-
ßenbaubehörde eine entsprechende Ausnahme 
vom Verbot zulässt (§ 9 Absatz 8 in Verbindung 
mit Absatz 1 Nummer 1 FStrG). Gleiches gilt für 
bauliche Anlagen, die außerhalb von Ortsdurch-
fahrten über Zufahrten oder Zugänge an Bundes-
straßen angeschlossen werden sollen (§ 9 Absatz 8 
in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 2 FStrG). 
Innerhalb der Anbaubeschränkungszone bedürfen 
bauliche Anlagen, die nach dem Landesbaurecht 
genehmigungsbedürftig oder anzeigepflichtig sind, 
der Zustimmung der zuständigen Landesstraßen-
baubehörde (§ 9 Absatz 2 Nummer 1 FStrG). 
Gleiches gilt für bauliche Anlagen, die außerhalb 
von Ortsdurchfahrten bereits über Zufahrten oder 
Zugänge an Bundesstraßen angeschlossen sind, 
wenn sie erheblich geändert oder anders genutzt 
werden sollen (§ 9 Absatz 2 Nummer 2 FStrG). 
Zuständige Behörde ist in diesen Fällen gemäß § 3 
Nummer 1 Buchstabe g der Landesverordnung zur 
Bestimmung von Zuständigkeiten im Straßenbau 
und Verkehr (StrVZustVO) vom 30. Juni 2000 
(GVOBl. Schl.-H. S. 544), zuletzt geändert durch 
Artikel 20 der Verordnung vom 16. Januar 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 30), der Landesbetrieb Stra-
ßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein.

Hinweis:

Ab dem 1. Januar 2021 gilt eine neue Rechts-
lage. Der Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr 
Schleswig-Holstein (LBV.SH) ist dann nur noch für 
Bundesstraßen zuständig. Die Bundesautobahnen 
in Deutschland werden ab dem 1. Januar 2021 in 
Bundesverwaltung geführt. Zuständig sind hier das 
Fernstraßen-Bundesamt (Sitz Leipzig) und die (dann 
mit hoheitlichen Aufgaben beliehene) Autobahn 
GmbH des Bundes (Sitz Berlin). Einzelheiten auch in 
Bezug auf Erlaubnis- oder Genehmigungsverfahren 
werden zu gegebener Zeit bekannt gegeben.

Bei Bauvorhaben an Landes- oder Kreisstraßen, 
für die Anbauverbote oder Anbaubeschränkungen 
nach den §§ 29 und 30 des Straßen- und Wege-
gesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. No-
vember 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 631, ber. 2004 
S. 140), zuletzt geändert durch Artikel 20 der Ver-
ordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 30), bestehen, haben die unteren Bauaufsichts-
behörden den jeweiligen Träger der Straßenbaulast 
zu beteiligen.

Auch insoweit bedarf es der Zulassung einer Aus-
nahme vom Anbauverbot (§ 29 Absatz 3 StrWG) 
bzw. der Zustimmung des Trägers der Straßenbau-
last (§ 30 Absatz 1 StrWG). Auch die Errichtung 

oder Änderung einer baulichen Anlage außerhalb 
von Ortsdurchfahrten bedarf der Zustimmung des 
Trägers der Straßenbaulast, wenn dadurch Zu-
fahrten zu einer Landes- oder Kreisstraße geschaf-
fen oder geändert werden sollen (§ 30 Absatz 2 
StrWG). Eine Änderung der Zufahrt liegt auch 
dann vor, wenn sie gegenüber dem bisherigen Zu-
stand einem wesentlich größeren oder andersarti-
gen Verkehr dienen soll (§ 24 Absatz 3 StrWG). 
Die Betrachtung erfolgt dabei unabhängig von der 
Entfernung der baulichen Anlage zu einer klassi-
fizierten Straße.

Ansprechpartner ist für die Landesstraßen sowie 
für die Kreisstraßen, deren Verwaltung an das Land 
übertragen wurde, der Landesbetrieb Straßenbau 
und Verkehr Schleswig-Holstein. Für die übrigen 
Kreisstraßen sind die Kreise (hier: Segeberg, Pin-
neberg, Steinburg und Herzogtum Lauenburg) zu-
ständig. 

Bei verfahrensfreien Bauvorhaben in der Anbauver-
bots- oder Anbaubeschränkungszone einer klassi-
fizierten Straße hat die Bauherrin oder der Bauherr 
die erforderliche Genehmigung nach FStrG bzw. 
StrWG bei der zuständigen Behörde einzuholen (§ 9 
Absatz 8 in Verbindung mit Absatz 1 FStrG, § 9 
Absatz 5 FStrG, § 29 Absatz 3 und § 30 Absatz 3 
StrWG). 

3.3.15 Abfallentsorgungsbehörden

Bei Anträgen auf Genehmigung oder Änderung von 
Anlagen, die der Lagerung, der Behandlung oder 
dem Umschlag von Abfällen im Sinne des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes dienen und die nicht ge-
nehmigungsbedürftig im Sinne des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes in Verbindung mit Nummer 8 
des Anhangs der Verordnung über genehmigungs-
bedürftige Anlagen (4. BImSchV) sind, haben die 
Bauaufsichtsbehörden die unteren Abfallentsor-
gungsbehörden zu beteiligen. Dies gilt auch dann, 
wenn die Bauaufsichtsbehörde nicht sicher ist, ob 
es sich bei gehandhabten Materialien um Abfälle 
im rechtlichen Sinne handelt. Für die Wahrnehmung 
der abfallrechtlichen Überwachung nach § 3 der 
Landesverordnung über die zuständigen Behörden 
nach abfallrechtlichen Vorschriften (LAbfWZustVO) 
vom 11. Juli 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 341), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 
17. September 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 407), 
sind den unteren Abfallentsorgungsbehörden die 
Genehmigungen zur Kenntnis zu geben.

Des Weiteren sind die unteren Abfallentsorgungs-
behörden rechtzeitig über Anzeigen zur Beseitigung 
baulicher Anlagen gemäß § 63 Absatz 3 Satz 3 
LBO zu unterrichten, damit sie die Gelegenheit 
haben, die ordnungsgemäße Getrennthaltung und 
Entsorgung der beim Abbruch entstehenden Ab-
fälle zu überwachen.
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Darüber hinaus wird empfohlen, Bauherrschaft und 
Unternehmen auf das Merkblatt zur Abfallentsor-
gung bei Abbrucharbeiten des Ministeriums für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digi-
talisierung (Stand: 13. Oktober 2017) aufmerksam 
zu machen. Dass Merkblatt ist auf den Seiten des 
für Abfallrecht zuständigen Ministeriums zu finden.

Bei nach Bundes-Immissionsschutzgesetz geneh-
migungsbedürftigen Anlagen wird auf Nummer 6.2 
verwiesen.

3.3.16 Reaktorsicherheits- bzw. Strahlenschutzbe-
hörde

3.3.16.1 Atomaufsicht

Sind bauliche Belange, d.h. baurechtliche oder 
bautechnische Änderungen an baulichen Anlagen 
oder die Errichtung oder Beseitigung von baulichen 
Anlagen auf dem Betriebsgelände einer kerntech-
nischen Anlage nach § 7 Atomgesetz (AtG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 
(BGBl. I S. 1565), zuletzt geändert durch Artikel 3a 
des Gesetzes vom 28. April 2020 (BGBl. I S. 960), 
betroffen, werden die oberste und/oder die zustän-
dige untere Bauaufsichtsbehörde mit einbezogen.

Wesentliche Änderungen an einer kerntechnischen 
Anlage bedürfen einer atomrechtlichen Genehmigung 
nach § 7 AtG. Wenn bei einem Änderungsvorhaben 
bauliche Belange berührt sind, entscheidet die Re-
aktorsicherheitsbehörde im Benehmen mit der obers-
ten Bauaufsichtsbehörde gem. § 62 Absatz 2 LBO, 
d. h. atomrechtliche Genehmigungen nach § 7 AtG 
schließen eine Baugenehmigung nach § 62 Absatz 1 
LBO oder eine Zustimmung nach § 77 LBO mit ein.

Bei unwesentlichen Änderungen, die keine atom-
rechtliche Genehmigung nach § 7 AtG aber eine 
Baugenehmigung gem. § 62 Absatz 1 LBO erfor-
dern, erteilt die zuständige untere Bauaufsichtsbe-
hörde den Genehmigungsbescheid. Die Reaktorsi-
cherheitsbehörde erhält den Bescheid nachrichtlich 
zur Kenntnis.

Die Bauüberwachung gem. § 78 LBO obliegt der 
unteren Bauaufsichtsbehörde, bei Bauvorhaben im 
Rahmen einer Genehmigung nach § 7 AtG der 
obersten Bauaufsichtsbehörde.

Die Verfahren zum Vorgenannten sowie die Rege-
lungen für Beteiligte sind im Organisations- und 
Verfahrenserlass über das Zusammenwirken von 
Betreiber, atomrechtlicher Genehmigungs- und Auf-
sichtsbehörde, oberster und unterer Bauaufsichts-
behörde des Ministeriums für Inneres, ländliche 
Räume und Integration vom 20. September 2017, 
Az. IV 534 – 516.99, detailliert aufgeführt.

3.3.16.2 Strahlenschutz außerhalb kerntechnischer 
Anlagen

Im Rahmen eines bauaufsichtlichen Verfahrens für 
die Errichtung oder Nutzungsänderung von bau-

lichen Anlagen, in denen Personen einer Strahlen-
belastung durch ionisierende Strahlen (keine La-
serstrahlen) ausgesetzt sind oder ausgesetzt sein 
können, z. B. in Arztpraxen oder Krankenhäusern 
durch Röntgenanlagen und radioaktive Stoffe, ist 
das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt, Natur und Digitalisierung, in Betrieben, die 
der Aufsicht der Bergbehörden unterstehen, das 
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie in 
Clausthal-Zellerfeld zu beteiligen. Die erforderliche 
Stellungnahme nach dem Strahlenschutzgesetz 
und/oder der Strahlenschutzverordnung ist in den 
Genehmigungsbescheid zu übernehmen.

3.3.17 Unterrichtung des Landesamtes für Vermes-
sung und Geoinformation Schleswig-Holstein

Werden Gebäude errichtet oder in ihren äußeren 
Abmessungen verändert, haben die Bauaufsichts-
behörden dem Landesamt für Vermessung und 
Geoinformation Schleswig-Holstein eine Mitteilung 
über die Baugenehmigung oder das durchgeführte 
Verfahren der Genehmigungsfreistellung sowie eine 
Anzeige über die beabsichtigte Aufnahme der Nut-
zung (Fertigstellungstermin) im Rahmen der jähr-
lichen Mitteilung an das Statistikamt Nord mit den 
Daten, die für die Einmessung des Gebäudes und die 
Fortführung des Liegenschaftskatasters erforderlich 
sind, zu senden (§ 6 Absatz 2 des Vermessungs- 
und Katastergesetzes (VermKatG) in der Fassung 
vom 12. Mai 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 128), zu-
letzt geändert durch Artikel 18 der Verordnung vom 
16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30)). Zu den 
Gebäuden im Sinne dieser Regelung zählen auch 

– ortsfeste, oberirdische bauliche Anlagen für das 
Fernmeldewesen, für die öffentliche Versorgung 
mit Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser und für die 
öffentliche Abwasserbeseitigung mit mehr als 
100 m³ umbauten Raumes oder Behälterinhalts 
sowie Windenergieanlagen mit einer Gesamt-
höhe von mehr als 10 m,

– sonstige ortsfeste, oberirdische Behälter über 
50 m³ Inhalt und über 6 m Höhe. 

Erforderliche Daten sind

– Aktenzeichen, Datum der Baugenehmigung/Ge-
nehmigungsfreistellung, 

– Name und Anschrift der Bauherrin oder des Bau-
herrn, 

– Lage des Baugrundstücks (Straße, PLZ, Ort, 
Kreis), 

– Grundstücksbezeichnung, Gemarkung, Flur, 
Flurstück, 

– Art des Bauvorhabens, 

– beabsichtigte Aufnahme der Nutzung (Fertig-
stellungstermin) im Rahmen der jährlichen Mit-
teilung an das Statistikamt Nord.
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Wenden die Bauaufsichtsbehörden EDV-gestützte 
Verfahren an, sollen dem Landesamt für Vermes-
sung und Geoinformation Schleswig-Holstein die 
Angaben automatisiert über Schnittstellen (emp-
fohlen wird eine einheitliche Schnittstelle – siehe 
Datenstruktur nach Anlage 1), per E-Mail oder ggf. 
auf Datenträgern zugeleitet werden. 

3.3.18 Unterrichtung der Finanzämter

Die Bauaufsichtsbehörden haben die Finanzämter 
über Baugenehmigungen und durchgeführte Ver-
fahren der Genehmigungsfreistellung in geeigne-
ter Weise zu unterrichten (Abschnitt 5 der Grund-
steuer-Richtlinien - GrStR – vom 9. Dezember 
1978 (BStBl. I S. 553)). 

Erforderliche Daten sind

– Aktenzeichen, Datum der Baugenehmigung/Ge-
nehmigungsfreistellung, 

– Name und Anschrift der Bauherrin oder des Bau-
herrn, 

– Lage des Baugrundstücks (Straße, PLZ, Ort, Kreis), 

– Grundstücksbezeichnung, Gemarkung, Flur, 
Flurstück, 

– Art des Bauvorhabens.

3.3.19 Unterrichtung des Statistischen Amtes für 
Hamburg und Schleswig-Holstein (Statistikamt 
Nord)

Nach § 6 Absatz 2 des Hochbaustatistikgesetzes 
(HBauStatG) vom 5. Mai 1998 (BGBl. I S. 869), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
26. Juli 2016 (BGBl. I S. 1839), sind die Bauauf-
sichtsbehörden und für bestimmte Angaben (§ 3 
Absatz 1 bis 3 HBauStatG) auch die Bauherrinnen 
oder Bauherren und die mit der Baubetreuung Be-
auftragten (gegenüber dem Statistikamt Nord) aus-
kunftspflichtig. 

Der praktizierte Erhebungsweg Bauherrin, Bau-
herr, Bauaufsichtsbehörde, Statistikamt Nord ist 
beizubehalten. Dieser Erhebungsweg gilt für alle 
Baumaßnahmen, die einem bauaufsichtlichen Ver-
fahren unterliegen. 

3.3.20 Unterrichtung der zuständigen Behörde nach 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz1

Werden Vorhaben errichtet, für die die §§ 3 ff. 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) 
vom 7. August 2008 (BGBl. I S. 1658), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 261 der Verordnung vom 19. 
Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) , gelten, ist im bau-
aufsichtlichen Verfahren dem LLUR als zuständiger 

Behörde eine Mitteilung über die Baugenehmigung 
oder das durchgeführte Verfahren der Genehmi-
gungsfreistellung zu übersenden.

3.3.21 Bergbehörden

Bei Vorhaben, die die Belange des Bergbaus berüh-
ren – siehe § 1 des Bundesberggesetzes (BBergG) 
vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), zuletzt 
geändert durch Artikel 237 der Verordnung vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) – ist das Landes-
amt für Bergbau, Energie und Geologie in Claus-
thal-Zellerfeld zu beteiligen. Dies gilt insbesondere 
in offenen Fragen zu bergbaulichen Verhältnissen 
oder zur Bergschadensgefährdung in Gebieten in 
denen aktuell Bergbau betrieben oder in der Vergan-
genheit betrieben worden ist (bspw. Bohrlochberg-
bau zur Aufsuchung oder Gewinnung von Erdöl).

4 Einholung der Genehmigungen und Erlaubnisse 

anderer Behörden durch die Bauaufsichtsbehörde 

4.1 Denkmalschutzbehörden

Eine Genehmigung der unteren Denkmalschutz-
behörde ist erforderlich für

– die Instandsetzung, die Veränderung und die 
Vernichtung eines Kulturdenkmals (§ 12 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Gesetzes zum Schutz der 
Denkmale (Denkmalschutzgesetz– DSchG) vom 
30. Dezember 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 2)), 

– die Überführung eines Kulturdenkmals von hei-
matgeschichtlicher oder die Kulturlandschaft 
prägender Bedeutung an einen anderen Ort (§ 12 
Absatz 1 Nummer 2 DSchG), 

– die Veränderung der Umgebung eines unbeweg-
lichen Kulturdenkmals, wenn sie geeignet ist, 
seinen Eindruck wesentlich zu beeinträchtigen 
(§ 12 Absatz 1 Nummer 3 DSchG)., 

es sei denn, es ist gleichzeitig eine Genehmigungs-
pflicht der oberen Denkmalschutzbehörde nach 
§ 12 Absatz 2 DSchG (s. u.) berührt. Dann ist diese 
allein zuständig (§ 12 Absatz 3 Satz 2 DSchG). 

Im Falle archäologischer Kulturdenkmale hat die un-
tere Denkmalschutzbehörde gemäß § 1 der Landes-
verordnung über die Einführung des Zustimmungs-
vorbehalts bei Genehmigungsverfahren betreffend 
archäologische Kulturdenkmale vom 10. Juni 2015 
(GVOBl. Schl.-H. S. 155) die Zustimmung der obe-
ren Denkmalschutzbehörde einzuholen.

Im Falle von Gründenkmalen hat die untere Denk-
malschutzbehörde gemäß § 1 der Landesverord-
nung über die Einführung des Zustimmungsvor-
behalts bei Genehmigungsverfahren betreffend 
Gründenkmale die Zustimmung der oberen Denk-
malschutzbehörde einzuholen.

Eine Genehmigung der oberen Denkmalschutzbe-
hörde ist erforderlich für

1 Mit Inkrafttreten des neuen Gebäude-Energiegesetzes 
(GEG) wird das bestehende Erneuerba-re-Energien-
Wärmegesetz mit dem Gesetz zur Einsparung von En-
ergie in Gebäuden (EnEG) und der Energie-Einsparver-
ordnung (EnEV) zusammengeführt. Von diesem Zeit-
punkt an ist die nach § 10 GEG zuständige Behörde zu 
unterrichten.
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– alle Maßnahmen in Denkmalbereichen und in 
deren Umgebung, die geeignet sind, die Denk-
malbereiche wesentlich zu beeinträchtigen; 
Maßnahmen nach Absatz 1 bleiben davon un-
berührt (§ 12 Absatz 2 Nummer 1 DSchG),

– alle Maßnahmen in Grabungsschutzgebieten 
und Welterbestätten, die geeignet sind, diese zu 
beeinträchtigen oder zu gefährden (§ 12 Absatz 
2 Nummer 2 DSchG),

– Nachforschungen, Erdarbeiten oder taucheri-
sche Bergungen an Stellen, von denen bekannt 
ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, 
dass sich dort Kulturdenkmale befinden, ohne 
dazu nach anderen Rechtsvorschriften befugt 
zu sein (§ 12 Absatz 2 Nummer 6 DSchG).

§ 12 Absatz 3 Satz 2 DSchG bleibt unberührt.

Die Frage, ob ein Bauvorhaben geeignet ist, eine 
einfache bzw. wesentliche Beeinträchtigung 

– eines Kulturdenkmales herbeizuführen, prüft 
die zuständige untere Denkmalschutzbehörde, 
wobei diese im Falle von archäologischen Kultur-
denkmalen die Zustimmung der oberen Denk-
malschutzbehörde einzuholen hat;

– von Denkmalbereichen und deren Umgebung 
herbeizuführen, mit Ausnahme der Maßnahmen 
nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 DSchG, 
prüft die obere Denkmalschutzbehörde;

– eines Grabungsschutzgebietes oder einer Welt-
erbestätte herbeizuführen, prüft jeweils die 
obere Denkmalschutzbehörde.

Die obere Denkmalschutzbehörde prüft auch die 
Genehmigung von Nachforschungen, Erdarbeiten 
oder taucherische Bergungen an Stellen, von denen 
bekannt oder den Umständen nach zu vermuten 
ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden.

In allen Fällen handelt es sich um Einzelfallprüfun-
gen. Das Verfahren und die Abwägungskriterien 
sind in § 13 DSchG („Verfahren bei genehmigungs-
pflichtigen Maßnahmen“) geregelt.

Die Genehmigung gilt nach § 13 Absatz 1 Satz 1 
in Verbindung mit § 12 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 
DSchG als erteilt, wenn die zuständige Denkmal-
schutzbehörde nicht innerhalb von drei Monaten 
nach Erhalt der vollständigen Unterlagen der Antrag-
stellung widersprochen hat. Die Frist beginnt mit 
Eingang des (Bau-) Antrags gemäß § 12 Absatz 1 
DSchG bei der zuständigen unteren Denkmal-
schutzbehörde, auch wenn sie demselben Träger 
der öffentlichen Verwaltung wie die Bauaufsichts-
behörde angehört. Dabei muss die untere Denkmal-
schutzbehörde bei archäologischen Kulturdenkma-
len nach der Landesverordnung über die Einführung 
des Zustimmungsvorbehalts bei Genehmigungsver-
fahren betreffend archäologische Kulturdenkmale 
vor der Erteilung einer Genehmigung nach § 12 

Absatz 1 DSchG die Zustimmung der oberen Denk-
malschutzbehörde einholen. Diese kann dann in-
nerhalb von vier Wochen prüfen, ob der Antrag 
unvollständig ist oder sonstige erhebliche Mängel 
aufweist. 

Bei Anträgen gemäß § 12 Absatz 2 DSchG gilt 
entsprechendes. Eine Genehmigung gilt als erteilt, 
wenn die zuständige obere Denkmalschutzbehörde 
nicht innerhalb von drei Monaten nach Erhalt der 
vollständigen Unterlagen der Antragstellung wider-
sprochen hat. 

Denkmalrechtliche Genehmigungen sind von der 
Bauaufsichtsbehörde bei der Denkmalschutzbe-
hörde einzuholen und zusammen mit der Bauge-
nehmigung auszuhändigen (§ 67 Absatz 5 Satz 1 
LBO). Versagen die Denkmalschutzbehörden ihre 
Genehmigung, so teilen sie dieses, wenn bauauf-
sichtliche Gründe nicht entgegenstehen, unter Be-
nachrichtigung der Bauaufsichtsbehörde der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller durch schrift-
lichen Bescheid unmittelbar mit (§ 67 Absatz 5 
Satz 2 LBO). Bei Anträgen auf Erteilung eines 
Vorbescheides ist in gleicher Weise zu verfahren. 

Versagt die Denkmalschutzbehörde ihre Genehmi-
gung, bevor der Bauantrag abschließend geprüft 
ist, stehen dem Vorhaben öffentlich-rechtliche 
Vorschriften entgegen (§ 73 Absatz 1 LBO). Das 
Vorhaben ist nicht genehmigungsfähig.

Ergeht eine Genehmigung der Denkmalschutzbe-
hörde, bevor über den Bauantrag abschließend ent-
schieden werden kann, ist der Bauherrin oder dem 
Bauherrn durch die Baugenehmigungsbehörde die 
Genehmigung der Denkmalschutzbehörde fristge-
recht mit dem Hinweis zu übersenden, dass die bau-
rechtliche Prüfung noch nicht abgeschlossen werden 
konnte und mit dem Bau erst begonnen werden darf, 
wenn die Baugenehmigung zugegangen ist (§ 73 
Absatz 6 LBO) oder die Fristen nach § 68 Absatz 3 
Satz 2, § 69 Absatz 6 bis 8 LBO abgelaufen sind. 

Zuständige Denkmalschutzbehörde für die im 
Eigentum der Nordelbischen Evangelisch-Luther-
ischen Kirche stehenden Kulturdenkmale ist die 
obere Denkmalschutzbehörde (§ 23 DSchG, Lan-
desverordnung über die zuständige Behörde nach 
dem Denkmalschutzgesetz vom 18. Juni 1998 
(GVOBl. Schl.-H. S. 232)).

4.2 Genehmigungs- oder Planfeststellungsbehörde 
(nach Abfallrecht)

Im Fall eines Bauantrages für ein Vorhaben im Be-
reich einer Deponie hat die Bauaufsichtsbehörde das 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und länd-
liche Räume als für Deponien zuständige Genehmi-
gungs- oder Planfeststellungsbehörde zu beteiligen. 

4.3 Wehrbereichsverwaltung

Innerhalb der Schutzbereiche militärischer Anlagen 
ist für die Errichtung, Änderung oder Beseitigung 
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baulicher Anlagen oder eine andere Veränderung 
der Bodengestaltung die Genehmigung der Wehrbe-
reichsverwaltung (§ 3 des Schutzbereichgesetzes 
(SchBerG) vom 7. Dezember 1956 in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 54-2, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 13. Mai 
2015 (BGBl. I S. 706)), erforderlich (siehe auch 
Nummer 3.3.10). Das gilt auch für den Fall, dass 
zivile Infrastrukturmaßnahmen von militärischem 
Interesse von derartigen Vorhaben berührt werden. 
Soweit militärische Anlagen dem Genehmigungs-
verfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzge-
setz unterliegen, ist das Landesamt für Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes 
Schleswig-Holstein zuständig. 

4.4 Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes

Die Errichtung, die Veränderung und der Betrieb 
von Anlagen einschließlich des Verlegens, der Ver-
änderung und des Betriebs von Seekabeln in, über 
oder unter einer Bundeswasserstraße oder an ihrem 
Ufer bedürfen einer strom- und schifffahrtspolizei-
lichen Genehmigung (§ 31 des Bundeswasserstra-
ßengesetzes (WaStrG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. Mai 2007 (BGBl. I S. 962; 2008 
I S. 1980), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2237)), 
wenn durch die beabsichtigte Maßnahme eine Be-
einträchtigung des für die Schifffahrt erforderlichen 
Zustandes der Bundeswasserstraße oder der Si-
cherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu erwarten ist. 

Die strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmi-
gung ist beim örtlich zuständigen Wasser- und 
Schifffahrtsamt (WSA) zu beantragen. Die bau-
aufsichtliche Genehmigungsbedürftigkeit bleibt 
unberührt. 

4.5 Wasserbehörden

Die untere Wasserbehörde entscheidet über

– Genehmigungen von Abwasserbehandlungsan-
lagen (§ 52 Absatz 1 Satz 1 LWG),

– Genehmigungen von Anlagen in oder an ober-
irdischen Gewässern (§ 23 LWG),

– Ausnahmegenehmigungen für bauliche Anlagen 
in festgesetzten Überschwemmungsgebieten 
(§ 78 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Juni 
2020 (BGBl. I S. 1408)), in Überschwemmungs-
gebieten im Sinne von § 74 Absatz 1 Nummer 1 
LWG (§ 75 Absatz 1 LWG i.V.m. § 78 Absatz 5 
WHG) und in vorläufig gesicherten Gebieten 
(§ 76 Absatz 3 i.V.m. § 78 Absatz 8 WHG).

Zuständig für die Genehmigung von Indirekteinlei-
tungen (§ 48 LWG) sind die Gemeinden als Träger 
der Abwasserbeseitigungspflicht oder diejenigen, auf 
die die Aufgabe nach § 46 LWG übertragen wurde. 

4.6 Küstenschutzbehörden

Im Bereich des Küstenschutzes bestehen unter-
schiedliche Verbote und Beschränkungen von bau-
lichen Nutzungen. Hierunter fallen:

– die bauliche Nutzung von Deichen (§ 70 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 LWG); über Ausnahmen 
vom Verbot der Errichtung oder wesentlicher 
Änderung von Anlagen entscheidet die untere 
Küstenschutzbehörde oder – bei Binnendeichen 
(§ 65 Nummer 4 LWG) – die untere Wasser-
behörde (§ 70 Absatz 3 LWG), 

– die Nutzung des Deichvorlandes (§ 73 LWG); 
hier gilt § 70 Absatz 3 entsprechend,

– das Errichten und Ändern von Anlagen an der 
Küste oder im Küstengewässer (§ 80 LWG); 
Genehmigungsbehörde ist die untere Küsten-
schutzbehörde,

– die Errichtung baulicher Anlagen an der Küste 
(§ 82 LWG). Über Ausnahmen vom Bauverbot 
nach § 82 Absatz 1 LWG entscheidet nach § 82 
Absatz 3 LWG die untere Bauaufsichtsbehörde 
im Einvernehmen mit der unteren Küstenschutz-
behörde. Liegt für das Vorhaben nach den bau-
rechtlichen oder anderen Vorschriften kein 
Genehmigungserfordernis vor, entscheidet die 
Küstenschutzbehörde über die Genehmigung 
von Ausnahmen von dem Verbot des § 82 Ab-
satz 1 LWG.

Den Küsten und Küstengebieten dabei gleichgestellt 
ist der tidebeeinflusste Bereich der Unterelbe bis 
zum Wehr Geesthacht (vgl. § 58 Absatz 1 Satz 2 
LWG).

In den Fällen der Erteilung einer Genehmigung für 
die Verstärkung und Änderung von Deichen, Siche-
rungsdämmen und Sperrwerken nach § 63 Absatz 2 
LWG liegt die Verfahrenskonzentration bei der 
unteren Küstenschutzbehörde, d. h., sie händigt 
erforderliche baurechtliche Zulassungen mit der 
küstenschutzrechtlichen Genehmigung aus (§ 63 
Absatz 3 LWG).

Untere Küstenschutzbehörde ist der Landesbetrieb 
für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz 
Schleswig-Holstein – LKN-SH – (§ 102 Absatz 2 
LWG in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Nummer 1 der 
Landesverordnung über die Errichtung des Landes-
amtes für Küstenschutz, Nationalpark und Meeres-
schutz (LKNVO) vom 21. Dezember 2007 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 1. April 2020 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 173)).

4.7 Bergbehörden

In durch die Landesregierung zur Sicherung der Auf-
suchung und Gewinnung von Bodenschätzen fest-
gesetzten Baubeschränkungsgebieten nach § 107 
Absatz 1 BBergG darf gemäß § 108 Absatz 1 die 
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für die Errichtung, Erweiterung, Änderung oder 
Nutzungsänderung baulicher Anlagen erforderliche 
baurechtliche Genehmigung oder Zustimmung oder 
eine diese einschließende Genehmigung nur mit 
Zustimmung des Landesamtes für Bergbau, Energie 
und Geologie in Clausthal-Zellerfeld erteilt werden.

5 Beachtung bzw. Berücksichtigung von Erlaubnis-

sen anderer Behörden 

5.1 Erlaubnisbehörde für Gaststätten (nach dem 
Gaststättengesetz)

Gaststätten können neben einer Baugenehmigung 
durch die untere Bauaufsichtsbehörde der Erlaub-
nis nach § 2 Absatz 1 des Gaststättengesetzes 
(GastG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. November 1998 (BGBl. I S. 3418), zu-
letzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
10. März 2017 (BGBl. I S. 420), bedürfen. Einer 
gaststättenrechtlichen Erlaubnis bedarf es nur, 
wenn in der Gaststätte Alkohol ausgeschenkt 
werden soll. 

Bei Anträgen auf Erteilung einer Erlaubnis nach 
§ 2 Absatz 1 GastG und einer Stellvertretungs-
erlaubnis nach § 9 GastG hat nach § 1 Absatz 3 
Satz 1 der Landesverordnung zur Ausführung des 
Gaststättengesetzes (Gaststättenverordnung – 
GastVO -) vom 1. April 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 185), 
geändert durch Verordnung vom 7. Oktober 2009 
(GVOBl. Schl.-H- S. 681), die Erlaubnisbehörde die 
Bauaufsichtsbehörde zu beteiligen. Bei Anträgen 
auf Erteilung einer vorläufigen Erlaubnis und vorläu-
figen Stellvertretungserlaubnis nach § 11 Absatz 1 
und 2 GastG sowie einer Gestattung nach § 12 
Absatz 1 GastG kann nach § 1 Absatz 4 GastVO 
die Erlaubnisbehörde die Beteiligung der Bauauf-
sichtsbehörde vorsehen.

Zuständige Behörden für die Ausführung des GastG 
und der GastVO sind nach § 1 Absatz 1 der Lan-
desverordnung zur Bestimmung der für die Aus-
führung des Gaststättengesetzes zuständigen Be-
hörden vom 4. Mai 1971 (GVOBl. Schl.-H. S. 224), 
zuletzt geändert durch Landesverordnung vom11. 
Dezember 2001 (GVOBl. Schl.-H- S. 452) die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister der amts-
freien Gemeinden sowie die Amtsvorsteherinnen 
und Amtsvorsteher als örtliche Ordnungsbehörden.

5.2 Erlaubnisbehörde für Spielhallen (nach der Ge-
werbeordnung)

Spielhallen bedürfen neben der Baugenehmigung 
durch die untere Bauaufsichtsbehörde der Erlaub-
nis nach § 33 i der Gewerbeordnung (GewO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Feb-
ruar 1999 (BGBl. I S. 202), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 Absatz 15 des Gesetzes vom 22. No-
vember 2019 (BGBl. I S. 1746). Neben den Ge-
nehmigungserfordernissen nach § 33i GewO sind 
für die Erlaubnis zur Errichtung und Betrieb einer 

Spielhalle auch die Vorschriften des Gesetzes zur 
Errichtung und zum Betrieb von Spielhallen (Spiel-
hallengesetz-SpielhG) vom 17. April 2012, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 11. Juni 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 101) zu beachten. Die gewerberecht-
lichen Anforderungen an eine Erlaubnis nach § 33 i 
GewO machen u. a. ggf. bauliche Maßnahmen er-
forderlich. Die sachliche Zuständigkeit ergibt sich 
aus der Landesverordnung zur Bestimmung der 
zuständigen Behörden nach der Gewerbeordnung 
(GewO-ZustVO) vom 19. Januar 1988 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 29. Mai 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 165). 

5.3 Erlaubnisbehörde für die Erlaubnis einer Prosti-
tutionsstätte (§ 12 Absatz 2 ProstSchG)

Prostitutionsstätten bedürfen neben der Baugeneh-
migung durch die untere Bauaufsichtsbehörde der 
Erlaubnis nach § 12 Absatz 2 des Prostituierten-
schutzgesetzes (ProstSchG) vom 21. Oktober 2016 
(BGBl. I S. 2372), zuletzt geändert durch Artikel 182 
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328). 
Die sachliche Zuständigkeit der Landrätinnen und 
Landräte sowie der Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister der kreisfreien Städte ergibt sich aus 
der Landesverordnung zur Bestimmung der zustän-
digen Behörde und Stellen nach dem Prostituier-
tenschutzgesetz (ProstSchG-ZuStVO) vom 6. Juli 
2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 408).

Die Erlaubnisbehörde nach dem ProstSchG hat im 
Rahmen ihrer Entscheidungszuständigkeit eine ei-
gene bauplanungsrechtliche Bewertung gem. § 14 
Absatz 2 Nummer 5 ProstSchG vorzunehmen. Sie 
kann die zuständige Bauaufsichtsbehörde um ihre 
bauaufsichtsrechtliche Stellungnahme bitten, eine 
Verpflichtung zur Kontaktaufnahme besteht jedoch 
nicht. Ein Erlaubnisbescheid nach dem ProstSchG 
bindet die Bauaufsichtsbehörde nicht, er schließt 
gem. § 12 Absatz 7 ProstSchG Erlaubnis- oder 
Anzeigepflichten nach anderen Vorschriften, ins-
besondere des Bau-, Gaststätten-, Gewerbe-, Was-
ser-, Immissions- oder des Straßen- und Wege-
rechts nicht ein.

5.4 Erlaubnisbehörde für Pferdewetten (nach dem 
Rennwett- und Lotteriegesetz – Buchmacher und 
Totalisatoren)

Die Räumlichkeiten für das Abschließen und Ver-
mitteln von Pferdewetten bedürfen neben der 
Baugenehmigung durch die untere Bauaufsichts-
behörde einer Erlaubnis gemäß § 2 Absatz 1 und 2 
des Rennwett- und Lotteriegesetzes (RennwLottG) 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 611-14, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Artikel 29 des Geset-
zes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451), 
in Verbindung mit § 3 der Ausführungsbestimmun-
gen zum Rennwett- und Lotteriegesetz (RennwLott-
GABest) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
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derungsnummer 611-14-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 30 
des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451). 
Erlaubniserteilende Behörde ist das Ministerium für 
Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleich-
stellung.

Für das Betreiben eines Totalisators ist gemäß 
§ 1 RennwLottG eine Erlaubnis erforderlich. Er-
laubniserteilende Behörde ist das Ministerium für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und 
Digitalisierung.

5.5 Erlaubnisbehörde für die terrestrische Vermittlung 
von Sportwetten nach dem Glücksspielstaatsvertrag

Die Räumlichkeiten für die Vermittlung von Sport-
wetten (Wettvermittlungsstellen) bedürfen neben 
der Baugenehmigung durch die untere Bauauf-
sichtsbehörde einer Erlaubnis gemäß § 4 Abs. 1 
i.V.m. § 10a Abs. 4 Satz 2 Glücksspielstaatsvertrag 
(GlüStV) in der Fassung des seit dem 01. Januar 
2020 gültigen Dritten Glücksspieländerungsstaats-
vertrages (GVOBl. Schl.-H. 2019 S. 582). Erlaub-
nisbehörde ist gemäß § 3 Abs. 6 des Gesetzes zur 
Ausführung des Ersten Staatsvertrages zum Glücks-
spielwesen in Deutschland (GlüÄndStV AG) vom 
01. Februar 2013 (GVOBl. Schl.-H. 2013 S. 64), 
zuletzt geändert durch Art. 12 des Gesetzes zur An-
passung des Datenschutzrechts an die Verordnung 
(EU) 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2016/680 vom 02. Mai 2018 (GVOBl. Schl.-H. 
2018 S. 162) das Ministerium für Inneres, ländliche 
Räume, Integration und Gleichstellung. 

5.6 Erlaubnisbehörde für Spielbanken nach dem 
Glücksspielstaatsvertrag und dem Spielbankgesetz

Der Betrieb öffentlicher Spielbanken bedarf einer 
Glücksspielrechtlichen Erlaubnis (§ 2 Abs. 2 i.V.m. 
§ 4 Abs. 1 Glücksspielstaatsvertrag (GlüStV) in 
der Fassung des seit dem 01. Januar 2020 gülti-
gen Dritten Glücksspieländerungsstaatsvertrages 
(GVOBl. Schl.-H. 2019 S. 582) i.V.m. § 2 Abs. 1 
Spielbankgesetz des Landes Schleswig-Holstein 
vom 29. Dezember 1995 (GVOBl. Schl.-H. 1996 S. 
78), zuletzt geändert durch Art. 20 LVO v. 16. Ja-
nuar 2019 (GVOBl. Schl.-H. 2019 S. 30).

Die glücksspielrechtliche Erlaubnis für den Betrieb 
öffentlicher Spielbanken wird vom Ministerium für 
Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleich-
stellung im Einvernehmen mit dem Finanzministe-
rium und dem Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Arbeit, Technologie und Tourismus erteilt.

6 Beteiligung der Bauaufsichtsbehörden durch an-

dere Behörden – Fachgesetzliche Genehmigungs-

verfahren

6.1 Genehmigungsbehörden nach dem Landesnatur-
schutzgesetz

Eingriffsgenehmigungen nach § 11a Absatz 1 
LNatSchG (Abbau oberflächennaher Bodenschätze, 

Abgrabungen, Aufschüttungen) sowie § 43 
BNatSchG in Verbindung mit § 28 LNatSchG (Tier-
gehege) bedürfen einer Genehmigung durch die zu-
ständige Naturschutzbehörde. Mit dem Antrag auf 
Genehmigung gelten alle anderen nach öffentlich-
rechtlichen Vorschriften für die genannten Vorha-
ben erforderlichen Anträgen auf behördliche Zulas-
sung als gestellt, also auch Anträge auf Erteilung 
einer Baugenehmigung (siehe Einführungserlass 
zum Landesnaturschutzgesetz in der Fassung vom 
24. Juni 2016 des Ministeriums für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume vom 
10. Januar 2017 – nicht veröffentlicht).

Die Naturschutzbehörde holt die Baugenehmigung 
bei der Bauaufsichtsbehörde ein und händigt diese 
der Antragstellerin oder dem Antragsteller zusam-
men mit der Eingriffsgenehmigung aus. Versagt 
die Bauaufsichtsbehörde die Baugenehmigung, 
so teilt sie dies nach § 11a Absatz 3 LNatSchG 
der Antragstellerin oder dem Antragsteller unter 
Benachrichtigung der zuständigen Naturschutz-
behörde durch schriftlichen Bescheid unmittelbar 
mit. Dieses Verfahren gilt bei der Genehmigung von 
Tiergehegen entsprechend (§ 28 Absatz 1 Satz 3 
in Verbindung mit § 11a Absatz 3 Satz 2 bis 4 
LNatSchG). 

Sofern ein Bauvorhaben zu einer Zerstörung oder 
erheblichen Beeinträchtigung eines Knicks führen 
würde, prüft die zuständige Naturschutzbehörde 
die Möglichkeit der Zulassung einer Ausnahme ge-
mäß § 21 Absatz 3 LNatSchG.

Entsprechendes gilt für die Beseitigung oder er-
hebliche Beeinträchtigung von stehenden Binnen-
gewässern im Sinne des § 30 Absatz 2 Nummer 1 
BNatSchG, die Kleingewässer sind (§ 30 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 BNatSchG in Verbindung mit § 21 
Absatz 1 LNatSchG in Verbindung mit § 1 Nummer 
7 der Landesverordnung über gesetzlich geschützte 
Biotope – Biotopverordnung). Sofern ein Bauvorha-
ben zu einer erheblichen Beeinträchtigung oder gar 
Zerstörung anderer gesetzlich geschützter Biotope 
führen würde, prüft die zuständige Naturschutz-
behörde auf Antrag die Möglichkeit der Erteilung 
einer Befreiung gemäß § 67 BNatSchG.

6.2 Genehmigungsbehörden nach dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz

Die Genehmigung des Landesamtes für Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume nach § 4 
Absatz 1 und den §§ 8 und 16 BImSchG schließt 
andere die Anlage betreffende behördliche Ent-
scheidungen, auch die Baugenehmigung, ein (§ 13 
BImSchG). Die untere Bauaufsichtsbehörde nimmt 
im Rahmen der Beteiligung in bauordnungsrecht-
licher Hinsicht Stellung. Für die Einholung des ge-
meindlichen Einvernehmens nach § 36 Absatz 1 
BauGB und die Beurteilung der planungsrechtlichen 
Zulässigkeit kann sich das Landesamt der Amtshilfe 
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der unteren Bauaufsichtsbehörden bedienen (siehe 
Verwaltungsvorschrift zur Beschleunigung von im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 
vom 7. August 1996 (Amtsbl. Schl.-H. S. 588)).

6.3 Wasser- und küstenschutzrechtliche Genehmi-
gungsbehörde

Wasserrechtliche und küstenschutzrechtliche Plan-
feststellungsverfahren nach den §§ 67 ff. WHG 
und §§ 83 ff. LWG besitzen nach § 84 Absatz 1 
LWG in Verbindung mit § 142 Absatz 1 Landes-
verwaltungsgesetz (LVwG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 243, ber. S. 534), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 13. Februar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 42), 
Konzentrationswirkung. Sie schließen u. a. die er-
forderlichen Baugenehmigungen mit ein. Dies be-
trifft nachfolgende Verfahren:

– Ausbau von Gewässern (§ 67 Absatz 2 Satz 1 
WHG) – Planfeststellungsbehörde: die unteren 
Wasserbehörden,

– Bau von Deichen und Dämmen und sonstigen 
Hochwasserschutzanlagen, die den Binnen-
hochwasserabfluss beeinflussen (§ 67 Absatz 2 
Satz 3 WHG) – Planfeststellungsbehörde: die 
unteren Wasserbehörden,

–  die Errichtung und Veränderung von Deichen (Lan-
desschutzdeichen, Regionaldeichen in der Trä-
gerschaft des Landes), Sicherungsdämmen und 
Sperrwerken (§ 63 Absatz 1 LWG) – Planfest-
stellungsbehörde: Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung 
als oberste Küstenschutzbehörde und

– Errichtung und Veränderung der übrigen Deiche 
(Regionaldeiche und Mitteldeiche – § 63 Ab-
satz 1 LWG) – Planfeststellungsbehörde: Lan-
desbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und 
Meeresschutz als untere Küstenschutzbehörde.

6.4 Abfallrechtliche Genehmigungsbehörde

Abfallrechtliche Planfeststellungen nach § 35 Ab-
satz 2 und Plangenehmigungen nach § 35 Absatz 3 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 
24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 Absatz 9 des Gesetzes vom 
20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808), durch das Lan-
desamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume besitzen Konzentrationswirkung (§ 142 
LVwG); sie schließen u. a. die erforderlichen Bauge-
nehmigungen ein. Die untere Bauaufsichtsbehörde 
nimmt im Rahmen der Beteiligung in bauordnungs-
rechtlicher Hinsicht Stellung. Für die Beurteilung 
der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens 
kann sich das LLUR (als planfeststellende Behörde) 
der Amtshilfe der unteren Bauaufsichtsbehörden 
bedienen.

6.5 Atomrechtliche Genehmigungsbehörde

Auf die Ausführungen zu Nummer 3.3.16.1 wird 
verwiesen.

6.6 Genehmigungsbehörde nach dem Gentechnik-
gesetz

Wenn das Ministerium für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung als nach 
dem Gentechnikgesetz (GenTG) zuständige Geneh-
migungsbehörde nach § 8 GenTG in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2066), zuletzt geändert durch Artikel 
95 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 
1328), Genehmigungen für die Errichtung und den 
Betrieb gentechnischer Anlagen erteilt, schließen 
diese andere die gentechnische Anlage betreffende 
behördliche Entscheidungen, auch die Baugeneh-
migung, ein (§ 22 GenTG). Die untere Bauauf-
sichtsbehörde nimmt im Rahmen der Beteiligung 
in bauordnungsrechtlicher Hinsicht Stellung. Für 
die Einholung des gemeindlichen Einvernehmens 
nach § 36 Absatz 1 BauGB und die Beurteilung der 
planungsrechtlichen Zulässigkeit kann sich die nach 
dem GenTG zuständige Genehmigungsbehörde der 
Amtshilfe der unteren Bauaufsichtsbehörden be-
dienen.

6.7 Bergrechtliche Genehmigungsbehörde

Bergrechtliche Planfeststellungsverfahren nach § 52 
Absatz 2a BBergG in Verbindung mit § 57a BBergG 
besitzen nach § 5 BBergG in Verbindung mit § 75 
Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 Absatz 25 des Gesetzes vom 21. 
Juni 2019 (BGBl. I S. 846), Konzentrationswir-
kung. Sie schließen u. a. die erforderlichen Bau-
genehmigungen mit ein.

7 Umweltverträglichkeitsprüfung 

Für bestimmte Vorhaben ist nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 
2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2513), bzw. nach dem Landesgesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (Landes-UVP-Ge-
setz – LUVPG) vom 13. Mai 2003 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 246), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 425), im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen.

Für welche Arten bzw. Größen von Vorhaben ein 
solches Verfahren durchzuführen ist, ergibt sich 
aus den jeweiligen Anlagen zu den Gesetzen. Han-
delt es sich um Vorhaben im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes, für den eine Umweltprüfung im 
Sinne des § 2 Absatz 4 BauGB durchgeführt wurde, 
braucht sich die Umweltverträglichkeitsprüfung nur 
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auf die in der Umweltprüfung nicht berücksichtig-
ten Aspekte zu erstrecken (§ 50 Absatz 3 UVPG).

Nach § 50 UVPG ist nicht gewährleistet, dass die 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei baugenehmi-
gungsbedürftigen Bauvorhaben (vgl. Nummer 18 
der Anlage 1 zum UVPG) ausschließlich im Bauleit-
planverfahren abzuarbeiten ist. Es sind auch Fälle 
denkbar, in denen die Umweltverträglichkeitsprü-
fung ganz oder teilweise im bauaufsichtlichen Ge-
nehmigungsverfahren durchgeführt werden muss 
(§ 73 Absatz 1 Satz 2 LBO). Eine Ausweitung der 
materiell-rechtlichen Anforderungen an Bauvorha-
ben ist wegen der allein verfahrensrechtlichen Be-
deutung der Umweltverträglichkeitsprüfung damit 
nicht verbunden. Die Baugenehmigungsbehörden 
haben die Ergebnisse der Umweltverträglichkeits-
prüfung bei der Erteilung der Baugenehmigung zu 
berücksichtigen.

Sofern eine Umweltprüfung im Bauleitplanverfah-
ren stattgefunden hat, kann die Bauaufsichtsbe-
hörde angesichts der gegenwärtigen Regelungen 
im BauGB zur Umweltprüfung nach Ansicht in der 
umweltrechtlichen Kommentarliteratur davon aus-
gehen, dass die Umweltprüfung nicht hinter den 
Vorgaben des UVPG zurückbleibt.

8 Datenschutz 

In bauaufsichtlichen Verfahren werden in er-
heblichem Umfang personenbezogene Daten 
im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
04. Mai 2016, S. 1; L 314 vom 22. November 
2016, S. 72; L 127 vom 23. Mai 2018, S. 2) 
erhoben. Innerhalb ihrer Zweckbestimmung ist eine 
Verarbeitung dieser Daten nur nach Maßgabe der 
Artikel 5 und 6 der Verordnung (EU) 2016/679 in 
Verbindung mit den Vorschriften des Schleswig-
Holsteinischen Gesetzes zum Schutz personenbe-
zogener Daten (Landesdatenschutzgesetz – LDSG) 
vom 2. Mai 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 162) zu-
lässig. Die Weiterverarbeitung für andere Zwecke 
richtet sich nach Artikel 6 Abs. 4 der Verordnung 
(EU) 2016/679 und § 4 LDSG. Diese Normen sind 
auch Voraussetzung für die Übermittlung personen-
bezogener Daten an andere im bauaufsichtlichen 
Verfahren zu beteiligende öffentliche Stellen, so-
weit nicht spezialrechtliche Vorschriften bestehen.

8.1 Aufklärung der Betroffenen

Nach Eingang des Bauantrages bzw. der Anzeige 
zur Durchführung des Genehmigungsfreistellungs-
verfahrens sind Betroffene gemäß Artikel 13 der 
Verordnung (EU) 2016/679 über die Weiterverarbei-
tung ihrer Daten aufzuklären. 

Es wird angeregt, nach folgendem Muster zu ver-
fahren: 

„Eingangsbestätigung

Sehr geehrte/r Frau/Herr ..., 

Ihr/e Bauantrag/Anzeige zur Durchführung des Ge-
nehmigungsfreistellungsverfahrens ist hier am . . 
. eingegangen. Ihr Vorhaben wird unter dem oben 
angegebenen Aktenzeichen geführt. Um die wei-
tere Bearbeitung nicht zu verzögern, bitte ich Sie, 
bei weiterem Schriftwechsel sowie bei Telefonaten 
das Aktenzeichen anzugeben. 

Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten im bauaufsichtlichen Verfahren 

Nach Artikel 13 der der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-
linie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1; L 314 vom 
22. November 2016, S. 72; L 127 vom 23. Mai 
2018, S. 2) sind bei der Erhebung personenbezo-
gener Daten bei den Betroffenen – hier Antragstel-
lerin oder Antragsteller – folgende Informationen 
mitzuteilen:

– den Namen und die Kontaktdaten des Verant-
wortlichen sowie gegebenenfalls seines Ver-
treters;

Formulierungsvorschlag:

Verantwortlich für die Datenerhebung ist … 
[Name, Anschrift, E-Mail-Adresse und Telefon-
nummer, ggf. Internet-Adresse der öffentlichen 
Stelle]

– den Namen und die Kontaktdaten des Daten-
schutzbeauftragten;

Formulierungsvorschlag:

Der/die Beauftragte für den Datenschutz ist er-
reichbar unter: …

[Dienstliche Anschrift, E-Mail-Adresse und Tele-
fonnummer des behördlichen Datenschutzbe-
auftragten]

Hinweis:

Der Name des behördlichen Datenschutzbeauf-
tragten muss nicht, kann aber genannt werden.

Für den behördlichen Datenschutzbeauftragten 
wird die Einrichtung eines Funktionspostfachs 
empfohlen.

– Rechtsgrundlage und Zweck der Datenerhebung 

Nach § 54 Absatz 1 Satz 2 der Landesbauord-
nung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 
22. Januar 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 6), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 1. Oktober 
2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 398), obliegt es der 



Nr. 39 Amtsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 21. September 2020 1361

Bauherrin oder dem Bauherrn, im bauaufsicht-
lichen Verfahren die nach öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften erforderlichen Anträge, Anzeigen 
und Nachweise, insbesondere gegenüber der 
Bauaufsichtsbehörde, zu erbringen. Die von 
Ihnen erhobenen Daten speichert die Bauauf-
sichtsbehörde in einer Bauakte und/oder in einer 
automatisierten Vorgangsdokumentation, um 
bei der Errichtung, Änderung, Nutzungsände-
rung und Beseitigung sowie bei der Nutzung 
und Instandhaltung von Anlagen nach pflicht-
gemäßem Ermessen darüber zu wachen, dass 
die öffentlich-rechtlichen Vorschriften und die 
aufgrund dieser Vorschriften erlassenen An-
ordnungen eingehalten werden (§ 59 Absatz 1 
Satz 1 LBO). 

– Beabsichtigte Weiterverarbeitung der Daten im 
bauaufsichtlichen Verfahren und beabsichtigte 
Übermittlung 

Im bauaufsichtlichen Verfahren ist die Beteili-
gung folgender Behörden und sonstiger Stellen 
beabsichtigt:

– Belegenheitsgemeinde/Amtsverwaltung:

– Untere Naturschutzbehörde:

– Untere Wasserbehörde:

– Untere Bodenschutzbehörde:

– Untere Küstenschutzbehörde:

– Untere Denkmalschutzbehörde:

– Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Un-
fallkasse Nord:

– Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume des Landes Schleswig-Hol-
stein:

– Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr 
Schleswig-Holstein:

(Ab 1. Januar 2021 Anpassung gem. Än-
derung der Rechtslage – s. Hinweis unter 
Nummer 3.3.14 – erforderlich.)

– Prüfingenieurin/Prüfingenieur/Prüfamt für 
Standsicherheit:

– Prüfingenieurin/Prüfingenieur für Brand-
schutz:

– bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin/
bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger:

– Sachverständige Stelle:

– Sonstige:

(Nicht zutreffende Behörden/Stellen sind zu 
streichen.)

Außerdem ist die Beteiligung der Eigentümerinnen 
oder Eigentümer folgender Flurstücke beabsichtigt:

– Flurstück Nummer:

– Flurstück Nummer:

Nach Abschluss des bauaufsichtlichen Verfahrens 
werden folgende Behörden oder sonstige Stellen 
über die Erteilung der Genehmigung oder das 
durchgeführte Genehmigungsfreistellungsverfah-
ren unterrichtet:

– Belegenheitsgemeinde/Amtsverwaltung:

– Finanzamt:

– Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-
Holstein (Statistikamt Nord):

– Landesamt für Vermessung und Geoinformation 
Schleswig-Holstein:

– Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume des Landes Schleswig-Hol-
stein:

– Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfall-
kasse Nord:

– Sonstige:

Ergibt sich bei der Bearbeitung, dass weitere 
Behörden, sonstige Stellen oder Personen betei-
ligt werden sollen, werden Sie vorab informiert. 

– über die Dauer, für die die personenbezogenen 
Daten gespeichert werden oder, falls dies nicht 
möglich ist, die Kriterien für die Festlegung die-
ser Dauer;

Formulierungsvorschlag:

Ihre Daten werden nach der Erhebung … 

[z.B.: für 1 Jahr / längstens … Jahre / bis zur 
Nutzungsaufnahme usw.] gespeichert.

Alternative, falls keine Fristen benennbar sind:

Ihre Daten werden nach der Erhebung bei … 
[Name der öffentlichen Stelle] so lange gespei-
chert, wie dies unter Beachtung der gesetzli-
chen Aufbewahrungsfristen gemäß … [Angabe 
der Vorschriften] für … [hier möglichst genaue 
Umschreibung der zu erfüllenden Aufgabe/n, 
ggf. auch hinsichtlich Dokumentationspflichten] 
erforderlich ist.

– über das Bestehen eines Rechts auf Auskunft 
seitens des Verantwortlichen über die betref-
fenden personenbezogenen Daten sowie auf 
Berichtigung oder Löschung oder auf Einschrän-
kung der Verarbeitung oder eines Widerspruchs-
rechts gegen die Verarbeitung sowie des Rechts 
auf Datenübertragbarkeit;

Formulierungsvorschlag:

Nach der Datenschutz-Grundverordnung stehen 
Ihnen folgende Rechte zu:

Werden Ihre personenbezogenen Daten verar-
beitet, so haben Sie das Recht Auskunft über 
die zu Ihrer Person gespeicherten Daten zu er-
halten (Art. 15 DSGVO).
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Sollten unrichtige personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf 
Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO).

Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so 
können Sie die Löschung oder Einschränkung 
der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch 
gegen die Verarbeitung einlegen (Art. 17, 18 
und 21 DSGVO).

Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt 
haben oder ein Vertrag zur Datenverarbeitung 
besteht und die Datenverarbeitung mithilfe au-
tomatisierter Verfahren durchgeführt wird, steht 
Ihnen gegebenenfalls ein Recht auf Datenüber-
tragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO).

Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten 
Gebrauch machen, prüft die öffentliche Stelle, 
ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür er-
füllt sind.

Wenn Sie in die Verarbeitung durch … [Name 
der öffentlichen Stelle] durch eine entspre-
chende Erklärung eingewilligt haben, können 
Sie die Einwilligung jederzeit für die Zukunft wi-
derrufen. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der 
Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Daten-
verarbeitung wird durch diesen nicht berührt.

– über das Bestehen eines Beschwerderechts bei 
einer Aufsichtsbehörde;

Formulierungsvorschlag:

Jede betroffene Person hat das Recht auf Be-
schwerde bei der Aufsichtsbehörde, wenn sie 
der Ansicht ist, dass ihre personenbezogenen 
Daten rechtswidrig verarbeitet werden.

Wenn Sie sich an die Landesbeauftragte für den 
Datenschutz und für das Recht auf Aktenein-
sicht wenden möchten, können Sie sie wie folgt 
kontaktieren: 

Der/die Beauftragte für den Datenschutz ist er-
reichbar unter: …

Dienstliche Anschrift:

Landesbeauftragte für Datenschutz Schleswig-
Holstein
Holstenstraße 98
24103 Kiel
E-Mail-Adresse: mail@datenschutzzentrum.de 

Weitere Informationen können Sie dem offi-
ziellen Internetauftritt der Landesbeauftragten 
unter https://www.datenschutzzentrum.de/ 

entnehmen

– ob die Bereitstellung der personenbezogenen 
Daten gesetzlich oder vertraglich vorgeschrie-
ben oder für einen Vertragsabschluss erforder-
lich ist, ob die betroffene Person verpflichtet ist, 
die personenbezogenen Daten bereitzustellen, 

und welche mögliche Folgen die Nichtbereit-
stellung hätte;

Formulierungsvorschlag:

Sie sind dazu verpflichtet, Ihre Daten anzu-
geben. Diese Verpflichtung ergibt sich aus … 
[Gesetz, Vertrag].

… [Name der öffentlichen Stelle] benötigt Ihre 
Daten, um … [z.B.: Ihren Antrag auf … zu be-
arbeiten / den Vertrag mit Ihnen abschließen 
zu können].

Wenn Sie die erforderlichen Daten nicht ange-
ben, ... [z. B: kann Ihr Antrag nicht bearbeitet 
werden / kann der Vertrag mit Ihnen nicht ab-
geschlossen werden / kann nach … ein Bußgeld 
verhängt werden / können folgende Maßnah-
men ergriffen werden … usw.].

– sofern die personenbezogenen Daten nicht bei 
der betroffenen Person, sondern bei anderen 
Stellen erhoben wurden: aus welcher Quelle 
die personenbezogenen Daten stammen und 
gegebenenfalls ob sie aus öffentlich zugäng-
lichen Quellen stammen.

Formulierungsvorschlag:

… [Name der öffentlichen Stelle] hat Daten von 
Ihnen im Zuge des … [Bezeichnung des Verfah-
rens, z.B. Bauantrag, Beihilfeantrag] erhoben. 

Mit diesen Datenschutzhinweisen möchte … 
[Name der öffentlichen Stelle] Sie nachstehend 
gemäß Art. 14 DSGVO über die Verarbeitung

Ihrer Daten informieren.

Mit freundlichen Grüßen 

Name“

Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über-
mittlung trägt die übermittelnde Stelle (§ 5 Absatz 1 
LDSG). Das gilt nur für die initiative Übermittlung 
an andere Stellen. Sofern auch bei anderen Daten 
abgefragt werden, gilt § 5 Absatz 2 LDSG: „Erfolgt 
die Übermittlung personenbezogener Daten auf Er-
suchen einer öffentlichen Stelle, trägt diese die Ver-
antwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung.“ 

8.2 Führung und Aufbewahrung von Bauakten

Bauaktenführung:

Bei der Bauaktenführung im bauaufsichtlichen Ver-
fahren gebieten es die Persönlichkeitsrechte sowie 
das Rechtsschutzinteresse der Betroffenen, dass 
bei der Aktenführung die datenschutzrechtlichen 
Vorschriften in besonderem Maße beachtet wer-
den.

Im Zusammenwirken mit dem datenschutzrecht-
lichen Erforderlichkeitsgrundsatz sowie der Be-
griffsbestimmung für Verwaltungsverfahren nach 
§ 74 LVwG ergibt sich eine eindeutige Festlegung 
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für den zulässigen Inhalt einer bauaufsichtlichen 
Verfahrensakte:

Alle Unterlagen, die zur Dokumentation der bau-
aufsichtlichen Entscheidung erforderlich sind, und 
die Entscheidung selbst sowie ggf. anschließende 
Überprüfungsmaßnahmen sind in einer Akte zu-
sammenzufassen; andere Unterlagen dürfen in 
diese Akte nicht aufgenommen werden, da sie 
nicht Teil des bauaufsichtlichen Verwaltungsver-
fahrens sind. 

Bei korrekter Aktenführung sollen Betroffene die 
Möglichkeit haben, sich durch Einsicht in ihre Akte 
einen umfassenden Überblick über die Entschei-
dungsgründe der Behörde zu verschaffen. Unter-
lagen, die nicht in die Bauakte gehören, sind z. B. 
Unterlagen über Bußgeldverfahren, Schriftwechsel 
mit Nachbarinnen oder Nachbarn (z. B. Beschwer-
den), soweit diese keine Auswirkungen auf das 
baurechtliche Verfahren haben.

Unterlagen, die nicht in die Bauakte gehören, kön-
nen, soweit sie aus anderen Gründen noch be-
nötigt werden, in gesonderten Akten aufbewahrt 
und nach festzulegenden Fristen (Artikel 17 Abs. 1 
lit. a) der Verordnung (EU) 2016/679) vernichtet 
werden.

Aus Artikel 5 Abs. 1 lit. c) und f) der Verordnung 
(EU) 2016/679 folgt, dass eine Trennung der Bau-
akten auch nach unterschiedlichen Betroffenen zu 
erfolgen hat. Wird der Bauaufsichtsbehörde ein 
Eigentümerwechsel bekannt, hat sie eine neue Bau-
akte anzulegen. Da die bis zu diesem Zeitpunkt 
erteilten Baugenehmigungen auch für und gegen 
Rechtsnachfolgerinnen oder Rechtsnachfolger 
gelten, sind aus der bisherigen Bauakte die zur 
Dokumentation der bis dahin erteilten Baugeneh-
migungen erforderlichen Unterlagen in die neue 
Bauakte zu übernehmen.

Aufbewahrung von Bauakten/Bauunterlagen:

Die Bauherrin oder der Bauherr und deren/dessen 
Rechtsnachfolgerin oder deren/dessen Rechtsnach-
folger haben – für den bestandsgeschützten Fort-
bestand der baulichen Anlage – gemäß § 16 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 Bauvorlagenverordnung – Bau-
VorlVO vom 3. April 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 87) 
eine Aufbewahrungspflicht hinsichtlich bestimmter 
für das Bauvorhaben relevanter Unterlagen.

Die langfristige bzw. dauerhafte Aktenaufbewah-
rung (Schriftgutverwaltung) und damit auch von 
Unterlagen nach Abschluss des bauaufsichtlichen 
Verfahrens ist Teil der inneren Ordnung und der 
allgemeinen Geschäftsführung der Verwaltungs-
behörde (und damit einer fachaufsichtlichen Prü-
fung nicht zugänglich; die datenschutzrechtliche 
Aufsicht durch das ULD bleibt davon unberührt). 
Hierzu gehört alles, was zur Einrichtung einer Be-
hörde, zu ihrem reibungslosen Funktionieren (Si-

cherstellung des laufenden Geschäftsbetriebs) 
notwendig ist.

Ohne eine nachvollziehbare Aktenführung kann 
das Verwaltungshandeln nicht von der Verwaltung 
selbst, den Gerichten oder ggf. dem Parlament 
überprüft werden. Die Nachvollziehbarkeit des Ver-
waltungshandelns beugt rechtswidrigem Verhalten 
vor. 

Für Dauerverwaltungsakte bedarf es danach einer 
dauerhaften Aufbewahrung der maßgeblichen Ak-
teninhalte. Es empfiehlt sich daher, seitens der Ver-
waltungsbehörde entsprechend vorzusorgen.

Vor einer Vernichtung von Akten sind diese dem 
Landesarchiv anzubieten.

9 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieser Erlass tritt am Tage nach seiner Veröffent-
lichung in Kraft und mit Ablauf von fünf Jahren 
nach seinem Inkrafttreten außer Kraft.

Amtsbl. Schl.-H. 2020 S. 1344

Weitergeltung von Richtlinien 
über den 31. Dezember 2020 hinaus

Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung
Vom 7. September 2020 – V 542 –

Über den 31. Dezember 2020 hinaus gilt bis zum  
31. Dezember 2023 folgende Richtlinie weiter: „Richt-
linie für die Gewährung von Zuwendungen aus den 
Mitteln der Jagdabgabe durch das Land Schleswig-
Holstein“ vom 1. Februar 2006 (Amtsbl. Schl.-H. 
S.115), Gl.Nr. 6616.2., zuletzt verlängert durch Be-
kanntmachung des Ministeriums für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung 
vom 27. September 2017 (Amtsbl. Schl.-H. S.1321)

Amtsbl. Schl.-H. 2020 S. 1363

Verwaltungsvorschrift über die 
Zusammenarbeit zwischen den 

Ordnungsbehörden und der Polizei bei der 
Gefahrenabwehr

Gl.Nr. 2011.12

Bekanntmachung des Ministeriums für Inneres, ländliche 
Räume, Integration und Gleichstellung 
Vom 8. September 2020 – IV 353/IV 211.41.1 – IV 422/19.20 –

Aufgrund des § 172 Satz 2 des Landesverwaltungs-
gesetzes (LVwG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, 
ber. S. 534), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13. Februar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 42) bestimmt 
das Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integ-
ration und Gleichstellung:

1 Allgemeine Grundsätze der Zusammenarbeit zwi-

schen den Ordnungsbehörden und der Polizei bei 

der Gefahrenabwehr

1.1 Gefahrenabwehr ist die Aufgabe von Ordnungs-
behörden und Polizei (§ 163 Absatz 1 LVwG) im 


